
Schwarz-Blau ist (für ś ers-
te) weg – ihre Politik bleibt. 
Weder „Expert*innen“-Re-
gierung, noch irgendei-
ne der Parlamentspartei-
en werden das ändern. Wir 
Betroffenen müssen selbst 
Widerstand organisie-
ren. Erfolge sind möglich: 
Kickls Abschieds-Angriff 
auf den Stundenlohn von 
Asylwerber*innen für „frei-
willige“ Tätigkeiten wurde 
gekippt. In den Unterkünf-
ten war niemand bereit, für 
€1,50 zu arbeiten. Der de-
facto Streik hat gewirkt.

Die Ausgangslage für Wi-
derstand hat sich verbes-
sert. Eine entschlossene 

Kampagne auf der Straße, 
in Betrieben und Schulen 
kann schwarz-blaue An-
griffe wie 12-Stunden-Tag, 
Mindestsicherungs- und 
Sozialversicherungs- und 
Gesundheitskürzungen so-
wie Abschiebepolitik zu-
rückschlagen. Wir müssen 
solche Kampagnen selbst 

organisieren und Druck auf 
den ÖGB machen, wirk-
lich aktiv zu werden – denn 
Katzian & Co wollen nicht 
kämpfen.

Für einen Aktionstag im 
September! Initiativen wie 

„Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“ im Wiener Kran-

ke n a n st a lte nve rbu nd , 
„Sozial, aber nicht blöd“ 
im Sozialbereich, „Fridays 
for Future“ an den Schu-
len und viele andere orga-
nisieren wichtige Wider-
stands-Kampagnen. Ein 
nächster Schritt sollte ein 
Aktionstag im Septem-
ber sein, um die einzelnen 

Kämpfe mit einer gemein-
samen Kampagne gegen 
die Kürzungen der letzten 
Jahre und einem offensi-
ven Forderungskatalog zu 
verbinden. Eine Kampa-
gne mit Aktionen bis hin 
zu Streiks wäre ein Schuss 
vor den Bug und Ansatz 
für Widerstand gegen die 
nächste Regierung - denn 
diese wird weitermachen 
wollen, wo Schwarz-Blau 
aufgehört hat.

Die SLP tritt in OÖ an! Jede 
etablierte Partei wird fest 

auf dem Boden des Ka-
pitalismus stehen. Des-
sen Logik zu akzeptie-
ren heißt, die Profite der 
Banken & Konzerne auf 
Kosten von Beschäftig-
ten, sozial Benachteilig-
ten, Migrant*innen, Frau-
en, LGBTQIA+-Perso-
nen und Umwelt zu ret-
ten. Unsere Kandidatur in 
Oberösterreich soll zeigen, 
wie Aktivist*innen die-
se Politik im Wahlkampf 
kontern können: Mit ei-
ner unabhängigen, anti-
kapitalistischen, klassen-
kämpferischen Kampagne, 
die den Widerstand ge-
gen die Politik der Reichen 
auch auf den Stimmzettel 
bringt.
  Florian Klabacher

Die SLP fordert:
 FWeg mit allen 
Verschlechte-
rungen der letzten 
Regierungen!
 F- Für einen gemein-
samen Aktionstag von 
kämpferischer Initia-
tiven, Aktivist*innen 
und Betriebsrät*innen 
als Schritt zur 
Ausbreitung des 
Widerstands!
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Obdachlos im Sommer
Im selben Maße, in dem Mietpreise hierzulan-
de steigen, steigt auch die Wohnungslosig-
keit. Während obdachlose Menschen über die 
Wintermonate wenigstens notdürftig versorgt 
werden, bleiben sie im Sommer buchtsäblich 
auf der Straße. - was nicht nur Verelendung, 
sonder oft auch den Tod bedeutet.  
                                         Seite  2 

Türkei: Die kommende Krise
Immer weniger gelingt es Türkeis Erdogan 
von der wirtschaftlichen Krise des Lan-
des abzulenken. Die Krise hat bereits po-
litische Folgen für Erdogan: Bei den Kom-
munalwahlen hat das AKP/MHP-Bündnis 
die wichtigsten Metropolen einschließlich 
Istanbul verloren.                                       
                                                                                                     Seite   12

Schwerpunkt
Enteignung, Kollektivierung, 
Verstaatlichung: Diese Be-
griffe werden wieder po-
pulär. Das sorgt für gereiz-
te Reaktionen aus dem Un-
ternehmerlager. Was sagen 
Sozialist*innen dazu?         
                                Seiten 7-10

Jetzt mit der SLP den Widerstand
auf die Straße, in die Betriebe und 
auf den Stimmzettel tragen!

CWI
CIT
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Die Reichen ins
Schwitzen bringen!
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von Sonja Grusch Der neuerli-
che Hitzesommer zeigt, dass 
das Wetter alles andere als un-
politisch ist. Es geht um In-
ternationales, macht doch die 
Klimaerwärmung nicht an 
Staatsgrenzen halt. Und um 
Wirtschaft – schließlich wer-

den Großkonzerne, die CO2 produzieren, mit Steu-
ergeldern subventioniert. Es geht ums Wohnen, 
denn warum müssen Vermieter nicht für ordentli-
che Isolierung und z.B. Außenjalousien sorgen. Auch 
die Gesundheit ist betroffen, schlägt sich die Hitze 
doch u.a. auf den Kreislauf. Natürlich geht es auch 
ums Arbeiten: Zwar sinkt die Leistungsfähigkeit er-
wiesenermaßen bei Hitze, doch müssen wir trotz-
dem weiter „liefern“ - während es die Chefs mit 
den Vorschriften für einen erträglichen Arbeits-
platz nicht so genau nehmen. Und es ist ein durch 
und durch soziales Thema: Die einen können wo-
chen- und monatelang vor der Hitze flüchten oder 

die Zeit im kühlen Garten etc. genießen. Und die an-
deren müssen zumindest einen Teil des Sommers ar-
beiten und leiden. Und haben kein Geld für Klima-
anlage & Co. 

Ernsthaft übers Wetter zu reden ist also hochpo-
litisch. Wer sich darauf beschränkt, Tipps zu geben, 
wie man die Hitze überstehen kann, fragt noch nicht 
einmal nach der Ursache und ernsthaften Lösungen. 
Wie bei Armut oder Krankheit wird auch bei der Hit-
ze so getan, als ob sie „gottgegeben“ wäre und man 
sich in sein Schicksal fügen müsse. Doch weder ist 
der Klimawandel natürlich noch die Tatsache, dass 
es an manchen Arbeitsplätzen oder Wohnungen 30 
Grad und mehr hat. Also reden wir übers Wetter und 
darüber, wie wir ein erträgliches Lebens- und Ar-
beitsumfeld für alle schaffen, und nicht nur für je-
ne mit dickem Bankkonto. Und reden wir darüber, 
wie wir die Zukunft des Klimas den profithungrigen 
Klauen des Kapitalismus entreißen können. Weil wir 
nämlich die viel zu heiße Suppe, die uns der Kapita-
lismus eingebrockt hat, nicht auslöffeln wollen.

"Sommerpaket' ist ei-
ne Initiative von Basis-
Mitarbeiter*innen der 
Wohnungslosenhilfe. Sie 
wurde diesen Frühling ge-
gründet. Nach einigen Tref-
fen wurden drei zentra-
le Forderungen formuliert, 
die an den 'Fonds Soziales 
Wien' und Sozialstadtrat 
Peter Hacker (SPÖ) gerich-
tet sind: ganzjähriges An-
gebot der Notquartiere für 
alle Personengruppen (vor 
allem Frauen und Trans-
personen); bessere Quali-
tät der Unterbringung mit 

Zugang zu fachgerechter 
Pflege und medizinischer 
Versorgung; Verbesserun-
gen der Arbeitsbedingun-
gen der Mitarbeiter*innen. 
Die Initiative hält regel-
mäßig Treffen ab, um ih-
re Basis zu stärken und sich 
mit anderen Initiativen im 
Sozialbereich wie „Sozi-
al, aber nicht blöd“ zu ver-
netzen. Ein guter Schritt 
in Richtung der Lösung 
der akuten Notlage unse-
rer Klient*innen. Mehr da-
zu auf  

sommerpaket.noblogs.org

Initiative kämpft für 
Ganzjahres-Notquartiere

Im Kapitalismus gibt ś kein 
gutes Wohnen für Alle

Alle reden vom 
Wetter – wir auch
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Um Verbesserungen in der 
Wohnungslosenhilfe zu er-
reichen, werden Appelle an 
Geldgeber & Management 
nicht genügen. Wir müs-
sen bereit sein, Arbeits-
kampfmaßnahmen zu er-
greifen: Politische Betriebs-
versammlungen und letzt-
lich Streiks. Auch müssen 
wir andere relevante Berei-
che unserer Branche (z.B. 
Pflege, Beratung, Reini-
gung) einbinden. Kämpfe-
rische und basisorientier-
te Teile der Gewerkschaften 
und Betriebsrät*innen kön-

nen da eine wichtige Rolle 
spielen. Um langfristig al-
le Missstände ums Wohnen 
lösen zu können, braucht 
es einen Bruch mit den be-
stehenden Eigentumsver-
hältnissen und dem Kapi-
talismus. Als erster Schritt 
könnte eine radikale Be-
steuerung und Enteignung 
von Superreichen und Im-
mobilien-Haien Mittel frei-
geben, mit denen neue 
leistbare Wohnräume ge-
schaffen und das Sozial-
budget finanziert werden 
können.

Im Rahmen des 'Winter-
pakets' können Men-
schen in Not nieder-
schwellige Unterstüt-
zung in Form von Spei-

sen, Unterkunft und 
Beratung erhalten. Denn 
von November bis April 
stellt der 'Fonds Sozia-
les Wien' ein zusätzliches 
Budget für Wärmestuben 
und Notquartiere. Die-
sen Winter waren 1.400 
Menschen darauf ange-
wiesen. Die Einrichtun-
gen waren voll ausgelas-
tet. Ab 30. April wurden 
mit dem Ende des Win-
terpakets ca. 950 Schlaf-

plätze gestrichen. Nur 
noch ein Notquartier für 
Männer mit lediglich 70 
Notschlafplätzen wird 
über den Sommer be-

trieben. Für Frauen gibt 
es keinen einzigen Not-
schlafplatz!

Für das Angebot gibt es 
keine besonderen Vo-
raussetzungen. Man 
braucht nur eine Zuwei-
sung von der Beratungs-
stelle. Entsprechend lang 
ist die Warteliste. Am 
härtesten traf die Um-
stellung auf den Som-
merbetrieb Menschen 

ohne jeglichen Anspruch 
auf Sozialleistungen. Wer 
keinen Platz hat, muss 
draußen schlafen. Ver-
drängung aus dem öf-
fentlichen Raum und Po-
lizeischikanen, bei de-
nen Zelte, Schlafsäcke 
und Kleidung beschlag-
nahmt werden, sowie er-
höhte Abschiebegefahr, 
erschweren die Situa-
tion enorm. Psychische 
und körperliche Erkran-
kungen, die oft vorkom-
men, bedeuten unter sol-
chen Umständen oft Ver-
elendung oder gar den 
Tod. In den ersten Mona-
ten des Sommerbetriebes 
sind an den Folgen der 
Umstellung mindestens 5 
Personen verstorben. Am 
12. Juni ist ein Klient des 
Notquartieres in Schub-
haft gestorben.

 Ein Obdachlosen-Betreuer

Im Sommer gibt es wienweit 
nur  Notschlafplätze für 
Männer und  für Frauen!

Obdachlos im Sommer
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Stabilität: Das ist die Li-
nie von Bundespräsident 
VdB und allen National-
rats-Parteien nach dem 
Ibiza-Skandal, der noch 

lange nicht ausgestanden 
ist. Stabilität nach 18 Mo-
naten Schwarz-Blau und 
Jahrzehnten von Rechts-
ruck, Sozialabbau, Re-
allohnverlusten, höhe-
rer Arbeitsbelastung, Ge-
sundheitskürzungen? Das 
ist für Arbeiter*innen, 
Jugendliche und 
Pensionist*innen eine 
Drohung. Stabilität ist ein 
„weiter so“; für uns ein 
untragbarer Zustand!

Viele sahen trotzdem 
in einer „Expertenregie-

rung“ einen Fortschritt. 
Gerade wer den Polit-
zirkus der letzten Jah-
re satt hatte, freute sich 
nun über eine „parteiun-

abhängige Regierung“. 
Doch so etwas gibt es 
nicht, erst recht nicht in 
Proporz-Österreich. Die 
Regierung Kurz hat noch 
einmal deutlich gemacht: 
In Wirklichkeit gibt es 
v.a. zwei „Parteien“ in 
der Gesellschaft: Die sehr 
reiche Minderheit auf 
der einen Seite, und die 
Mehrheit der Betroffenen 
von 12h-Tag, Enteignung 
der Sozialversicherung 
bis hin zu Zwangsarbeit 
für Asylwerber*innen 

auf der anderen Sei-
te. Die Parteien haben in 
vergangenen Regierun-
gen oder in den Bundes-
ländern im Wesentlichen 

die gleiche Politik gefah-
ren. Auch sie gehören so-
mit zu dieser Einheits-
partei der Reichen. Die 
Minister*innen und die 
Kanzlerin lassen sich all 
diesen Parteien zuord-
nen. Von Expert*innen 
gibt es auch keine Spur: 
Die Qualifikation besteht 
nur darin, das Vertrauen 
der Herrschenden zu be-
sitzen, den Laden zu ih-
ren Gunsten weiter am 
Laufen zu halten. Wofür 
diese „Expert*innen“ der 

Herrschenden wirklich 
stehen, zeigt das Beispiel 
Griechenland: Nach der 
Krise von 2008 übernahm 
die EU-Troika praktisch 
die Macht und setzte alles 
außer Kraft, wofür Ge-
nerationen griechischer 
Arbeiter*innen gekämpft 
hatten: Ein Ergebnis wa-
ren Kinder, die im Sport-
unterricht reihenweise 
vor Hunger umkippten.

Die wahren und erfahre-
nen Expert*innen sitzen 
natürlich nicht in Minis-
terbüros – sondern in den 
Betrieben und AMS-Kur-
sen, in den Schulen und 
Schubgefängnissen. Wir 
brauchen eine neue po-
litische Kraft, die sie im 
Kampf gegen diese und 
die kommende Regierung 
vereint! 

Till Ruster

Andreas Reichhardt, 
deutschnationaler Bur-
schenschafter und foto-
grafisch dokumentier-
ter Wehrsportkamerad 
Straches wurde 2003 
unter Schwarz-blau 1 
Sektionsleiter im Ver-
kehrsministerium. Un-
ter Schwarz-blau 2 erhob 
ihn Hofer vom Sektions-
leiter zum Generalse-
kretär (10.690,90 € mo-
natlich). Sein Vertrag als 
Sektionschef wurde un-
ter SPÖ-Minister*innen 
des BMVIT verlängert 
und damit die nachhal-
tige Machtpostenversor-
gung der FPÖ ermög-
licht. Weder Ibiza noch 
Misstrauensantrag ha-
ben am blauen Posten-
schacher etwas geän-
dert. Die vermeintlichen 
Bollwerke gegen Rechts-
extremismus, SPÖ, VdB 
& Co, versagen. Kanz-
lerin Bierlein und Präsi-
dent Van der Bellen ha-
ben Reichhardt ohne mit 
der Wimper zu zucken 
zum Verkehrsminister 
gemacht. Reichhardts 
Antritts-Presseaussen-
dung, in der er verkün-
det, dass er keine „Paint-
ballspiele“ mehr machen 
würde, wurde von Elisa-
beth Hechenleitner ver-
sendet, vormals Presse-
sprecherin von Johann 
Gudenus, zuletzt in Ho-
fers Kabinett für Pres-
se zuständig. Auch noch 
da: Hubert Keyl, der aus 
seiner Gesinnung kein 
Geheimnis macht, wenn 
er den von den Nazis er-
mordeten Franz Jäger-
stätter als „Verräter“ 
bezeichnet. Keyl wur-
de heuer flugs im BM-
VIT als (interimisti-
scher) Abteilungslei-
ter versorgt, nachdem 
er seine Bewerbung als 
Bundesverwaltungs-
richter zurückgezogen 
hatte. Andreas Zachara-
siewicz, ehemaliger RFJ-
“Grundsatzreferent“, 
wurde 2006 vom da-
maligen Sektionsleiter 
Reichhardt ins Minis-
terium geholt (und un-
ter Minister*innen der 
SPÖ verlängert). In sei-
nen biologistisch-rassis-
tischen Ergüssen träumt 
er vom „weißen“ Euro-
pa.

Alice Wunderer

Der rechte Rand

Großdeutscher Verkehrs-
minister: Andreas Reich-
hardt ist der neue Ver-
kehrsminster. Er kommt 
aus dem gleichen Stall wie 
schon der alte, Hofer. Als 
Mitglied der deutschnati-
onalen „Cimbria“ kommt 
auch er aus dem Bursch-
schafter-Millieu. Mehr 
noch: Früher nahm er an 
den gleichen Wehrsport-
übungen der Nazi-Szene 
teil wie auch Strache. So 
dürfte der Karrieristen-
Sumpf der Rechtsextre-
men unangetastet bleiben.

Auf ein Bierlein mit 
Rechtsextremen: Die 
Ü b e r ga n g s-K a n z le r i n 
Brigitte Bierlein kam 
auf dem Ticket der Re-
gierung Schüssel-I an 
den Verfassungsge-
richtshof (VfGH), kon-
kret auf dringende Be-
stellung der FPÖ. Auch 
im Februar war es wie-
der die FPÖ, die sie zur 
Präsidentin des VfGHs 
machte. 

Auch über ihren lang-
jährigen Partner und 
Ex-Richter Maurer be-

steht ein enger Draht 
nach Rechtsaußen. „Das 
Eintreten für Rassen-
reinheit, Erbgesund-
heitslehre und gegen die 
Integration von Auslän-
dern ist per se betrach-
tet nicht ehrenrührig“, 
schrieb dieser einmal 
in einer Urteilsbegrün-
dung. Den verurteil-
ten Holocaust-Leugner 
David Irving setzte er 
skandalöserweise mit 
Verweis auf „untadeli-
gen Lebenswandel“ auf 
freien Fuß.

Sebastian Kurz' Platzhalter 
fürs Äußere: Mit Alexander 
Schallenberg behält Kurz 
im Außenministerium 
weiter Einfluss. Der ehe-
malige Leiter der 'Stabs-
stelle Strategie' gilt als 
Wegbereiter für die Kurz-
Kampagne zum Ausbau 
der Festung Europa. Er hat 
seinen Anteil am Massen-
sterben im Mittelmeer und 
den Pakten mit Diktatoren 
in Nordafrika. Er soll das 
Ministerium für eine mög-
liche neue Regierung Kurz 
auf Linie halten.

Eine Regierungsriege des Grauens

Statt der „Expert*innen“ der Herrschenden: Eine 
neue Partei der Arbeiter*innen und Jugendlichen!

Kein Vertrauen in diese Regierung! 
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Im Juni ging die Cari-
tas Wien daran, ihre bei 
der Caritas angestell-
ten Reinigungskräfte in 
das Tochterunternehmen 

„Magdas“ auszugliedern. 
Das hätte einen Einkom-
mensverlust von bis zu 
25% bedeutet. „Sozi-
al, aber nicht blöd“, ei-
ne Basisinitiative, in der 
SLP-Mitglieder aus dem 
Sozialbereich mitarbei-
ten, machte die Entwick-
lung auf Facebook erst-
mals öffentlich. Gleich-
zeitig wurden die Caritas 
Wien Betriebsrät*innen 

und die Gewerkschaft 
GPA-DjP aktiv. Nach An-
griffen von Caritas Wien- 
Geschäftsführer Klaus 
Schwertner auf Facebook 

wurden die Berichte im-
mer populärer. Viele Me-
dien sprangen auf. 

Dazu kamen zwei sehr 
kämpferische Betriebs-
versammlungen, auf de-
nen vor allem auch „So-
zial, aber nicht blöd“-
Aktivist*innen vertre-
ten waren. Dort wurde 
unter anderem das Ziel 
beschlossen, dass al-

le Kolleg*innen, auch die 
der Reinigung, bei der 
Caritas und im Caritas 
Kollektivvertrag bleiben 
sollen. 

Für die akut betroffe-
nen Kolleg*innen wur-
den zwar einige Verbes-
serungen erreicht, ein 
Erfolg des öffentlichen 
Drucks. Mit Streiks hät-
te wohl einiges mehr er-
reicht werden kön-
nen. Zukünftige Caritas 
Reinigungskolleg*innen 
sollen aber bei „Magdas“ 
zu schlechteren Bedin-
gungen angestellt werden. 
Diese Kolleg*innen gilt es 
in einem mit gemeinsa-
men Einsatz und Aktio-
nen in die Caritas und den 
Caritas-KV zu holen. „So-
zial, aber nicht blöd“ wird 
dran bleiben.

 Michael Gehmacher 

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Caritas-Ausgliederung

Am 14.6. kam es nach 
28 Jahren zum 2. Frau-
enstreik in der Schweiz. 
Unterstützt von Gewerk-
schaften und politischen 
Organisationen demons-
trierten 500.000 Frauen 
und auch Männer im gan-
zen Land. Die hohe Betei-
ligung gelang durch Mo-
bilisierung regionaler Ko-
mitees. Die Dynamik zeigt 
die Bereitschaft, sich für 
die Rechte von Frauen 
einzusetzen. Doch weder 
werden die Firmen nach 
einigen Stunden Streik 
die Löhne erhöhen, noch 

die Regierung die frauen-
feindliche Durchlöche-
rung sozialer Rechte be-
enden. Der Streik darf 
kein symbolisches Ereig-
nis bleiben. Es darf dabei 
nicht dabei stehen geblie-
ben werden und v.a. nicht 
die Verantwortung an die 
Spitzen der Gewerkschaf-
ten und „fortschrittlichen“ 
Parteien übergeben wer-
den. Der nächste Schritt 
ist ein längerer Streik, der 
ganz bewusst alle einbin-
det, die von Unterdrü-
ckung und Ausbeutung 
betroffen sind.

In Südafrika zeigten 290 
Arbeiter*innen der Lan-
xess-Chrommine nahe 
Rustenberg, wie sexuelle 
Belästigung am Arbeits-
platz bekämpft werden 
kann. Hintergrund: Eine 
Arbeiterin war von einem 
Manager sexuell belästigt 
worden, doch Lanxess ig-
norierte ihre Beschwer-
de. Nun nahmen die 
Arbeiter*innen die Sache 
selbst in die Hand. Unter-
stützt wurden sie von der 
Gewerkschaft NUMSA. 
Sie streikten 19.6. bis 27.6. 

– in der Mine! Eine Woche 

hielten sie die Mine be-
setzt, ohne Nahrung oder 
sauberes Wasser. Zusätz-
lich waren sie den gifti-
gen Chromdämpfen aus-
gesetzt. Das Management 
versuchte, den Streik zu 
sabotieren, indem es der 
Mine den Strom abstellte 
und sie damit in Lebens-
gefahr brachte. Doch der 
harte Kampf wurde ge-
wonnen: Die Firma muss 
nun eine externe Unter-
suchung des Falles zulas-
sen und darf sich nicht in 
die Ermittlungen einmi-
schen.

Nachdem 2018 am Bahn-
streik niemand vorbeikam, 
hat die Gewerkschaft bei 
den KV-Verhandlungen 
dieses Jahr still und heim-
lich einen faulen Kom-
promiss geschlossen: Nur 
0,9% liegt der Abschluss 
über der Inflation. Vor al-
lem Junge schauen durch 
die Finger: zusätzliche Ur-
laubstage gibt es erst ab 15 
Dienstjahren. In den Wer-
ken und auf der Schiene 
wurden die Kolleg*innen 
über den Stand der Ver-
handlungen komplett im 
Dunkeln gelassen.

Der Kampf für einen Verbleib der 
Reinigungskräfte bei Caritas und im 
Caritas Kollektivvertrag bleibt nötig.

ÖGB: Nicht nur beraten;
wir brauchen Taten!
Die den Arbeiter*innen 
feindliche schwarz-blaue 
Regierung ist zusammen-
gebrochen. Trotzdem kön-
nen wir nicht auf Verbes-
serungen oder Rücknahme 
der Verschlechterungen 
durch die neu eingesetz-
te Expert*innenregierung 
hoffen. Denn anstatt durch 
eine organisierte Bewe-
gung der Massen, implo-
dierte das „harmonische“ 
Gespann Kurz/Strache an 
einem Skandalvideo. Die 
größte Organisation der 
Arbeitenden, der ÖGB, 
hatte daran null Anteil. 
Aus der Dynamik, die 
um die Demo gegen den 
12h/Tag enstand, wur-
de nichts gemacht. Zuletzt 
beschwerte sich die ÖGB-
Spitze nur mehr darüber, 
dass die Regierung nicht 
mehr mit ihnen gere-
det hat. Umso glücklicher 
ist sie jetzt, dass die neue 
Bundeskanzlerin Bierlein 
schon Gesprächsbereit-
schaft angekündigt hat 
und vorgibt, den „Rat aller 
Sozialpartner“ zu suchen. 
Dieser Ratgeberanspruch 
kann einer Organistaion 
der Arbeiter*innen , die 18 
Monate nur Schläge kas-
sierte, aber nicht genügen. 
Jetzt müssen konsequent 
Forderungen gestellt wer-
den!

Die 12h/Tag-Regelung 
muss zurückgenommen 
werden und der Einfluss 
der Arbeitnehmer*innen 
bei den Krankenkassen 
wiederhergestellt wer-
den. Aber es braucht auch 

Offensivforderungen: 30 
Stundenwoche bei vol-
lem Lohn und Perso-
nalausgleich! Mindest-
lohn und Mindestpension 
von 1.700€ netto! Gleiche 
Rechte für alle, die hier le-
ben! Ausfinanzierung von 
Gesundheits- Bildungs- 
und Sozialsystem durch 
die Profite der Reichen! Es 
ist wichtig und richtig, sol-
che Forderungen zu stel-
len. Doch es braucht auch 
Schritte, um sie durchzu-
setzen. Auf die etablierten 
Parteien dürfen wir nicht 
vertrauen. Genausowenig 
auf die ÖGB-Spitze, die 
an diese Parteien gebun-
den ist. Es braucht Druck 
von der Basis, und hier 
sind vor allem kämpferi-
sche Betriebsrät*innen in 
der Verantwortung, die-
sen aufzubauen. Als ersten 
Schritt können Betriebs-
räte diese Forderungen als 
Resolutionen beschließen 
und Betriebsversamm-
lungen einberufen, um 
mit Kolleg*innen darüber 
zu diskutieren und weite-
re Schritte zu planen. Um 
entschlossene Aktionen 
auf der Straße und in den 
Betrieben kommen wir 
nicht herum. Die kleinen, 
aber kämpferischen Ini-
tiativen im Gesundheits- 
und Sozialbereich zeigen, 
was möglich ist. Schließ-
lich brauchen wir einen 
gemeinsamen Aktionstag 
noch vor den Wahlen, um 
der neuen Regierung die 
Rute ins Fenster zu stellen!

Thomas Hauer

R Frauenstreik R Streik gegen Belästigung
Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft

Q Fauler KV
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Im Juli 1969 setzten die US-
Amerikaner Armstrong 
und Aldrin als erste Men-
schen ihre Füße auf den 
Mond. Während für Millio-

nen Menschen Science Fic-
tion wahr wurde, sollte es 
auch der erste Schritt zur 
Eroberung des Weltalls sein.

Die TV-Bilder der ersten 
Schritte am Mond beschlos-
sen ein Jahrzehnt des Wett-
laufs zwischen den USA 
und der Sowjetunion. Die 
Wissenschaft (Weltraum-
forschung, Software-Ent-
wicklung, Solarenergie, Sa-
telliten-Technik) profitierte 
nachhaltig vom 'space ra-
ce' im Kalten Krieg. Einer-

seits war die Raumfahrt ein 
Bereich, wo ehemalige Na-
zi-Ingenieure (z.B. Wern-
her von Braun) Zuflucht und 
Amnestie finden konnten – 

tatsächlich auf beiden Sei-
ten. Andererseits erkämpf-
ten sich zunehmend Frau-
en wichtige Plätze in For-
schung & Technik, was die 
aufkommende Frauenbe-
wegung der 60er Jahre wi-
derspiegelte. Ohne der geni-
alen Software von Margaret 
Hamilton wäre es wohl zum 
Abbruch der Apollo 11-Mis-
sion gekommen.

Doch sowohl den US-Eli-
ten als auch der stalinisti-
schen Bürokratie ging es 

primär um Militär-Strate-
gie und Prestige im Kalten 
Krieg. Der erste Satellit, der 
erste Affe/Hund/Mensch im 
All, die erste harte Mond-
Landung ... und dann der 
erste Spaziergang am Mond. 
Es war ein Propaganda-
Wettkampf, in dem über 
den technischen Fortschritt 
die Überlegenheit des je-
weiligen Systems bewie-
sen werde sollte. Dabei fuhr 
die UdSSR zwar mehr Ein-
zelsiege ein (Sputnik, Lai-
ka, Gagarin sowie Valentina 
Tereschkowa als erste Frau 
im All), aber eben nicht den 
Hauptpreis.

Obwohl die Mondlan-
dung den Sieg des Kapita-
lismus symbolisieren sollte, 
beweist sie doch das Gegen-
teil. Der "sich selbst regulie-
rende" 'freie Markt' hätte im 
60er-Jahrzehnt niemals die 

Unsummen stemmen kön-
nen (bzw. wollen), die der 
US-amerikanische Staat in 
Form von Subventionen in 
die NASA pumpte. 1964 be-
trugen diese nämlich mehr 
als 5% des gesamten Haus-
haltes! Das entspräche 200 
Milliarden im Jahr 2017.

Nach der Mondlandung 
und auch nach dem Zu-
sammenbruch des Stali-
nismus wurde es still (noch 
stiller) im Weltall. Seit ei-
nigen Jahren entdecken je-
doch milliardenschwe-
re Kapitalist*innen das All 
und starten einen neuen 
Wettlauf. Elon Musk (Tes-
la) träumt davon, mit sei-
nem Unternehmen Space-X 
den Mars zu besiedeln. Und 
auch Jeff Bezos (Amazon) 
will mit „Blue Origin“ Güter 
und Tourismus in den Welt-
raum bringen. Während 

diese düsteren Gestalten die 
Arbeiter*innen ihrer Unter-
nehmen auspressen, prä-
sentieren sie sich als schil-
lernde Weltraum-Eroberer. 
Ja, die Ingenieurskunst (z.B. 
wieder-landende Rake-
ten) ist beeindruckend und 
die Idee packend, das Welt-
all zu besiedeln. Doch dafür 
braucht es keine Großkon-
zern-Bosse, die auf diesem 
Planeten unsere Existenz-
grundlage zerstören. Da-
für braucht es eine Welt frei 
von Armut, Krieg, Klima-
krise und Hunger. Der Ka-
pitalismus ist für die Zer-
störung unseres Planeten 
verantwortlich. Mit diesem 
System wird die Mensch-
heit keine interplanetari-
sche Zivilistation gründen, 
sondern zu einer Spezies, 
die vom Aussterben bedroht 
ist.  Stefan Gredler

50 Jahre Mondlandung

Houston, wir haben ein Problem:
Den Kapitalismus.

Den zweiten Sommer in Fol-
ge inszeniert Paulus Man-
ker Karl Kraus‘ Abrech-
nung mit dem 1. Welt-
krieg, „Die letzten Ta-
ge der Menschheit“, in der 
Serbenhalle nahe Wie-
ner Neustadt. Das gesamte 
Stück gilt als unaufführbar. 
Doch mit über der Hälfte 
der insgesamt 220 Szenen 
ist Mankers Inszenierung 
die bis jetzt umfassends-
te und spektakulärste: Es 
gibt keine Bühne, am gan-
zen Gelände spielen sich 
Szenen ab, oftmals parallel. 

Man muss sich entschei-
den: Geht man ins Laza-
rett, wo der Arzt Verwun-
dete quält, als „Tachinie-
rer“ beschimpft und „fürs 
Vaterland“ zurück an die 
Front schickt? Oder in den 
schummrigen Salon, wo 
kriegsbegeisterte deutsch-
nationale Burschenschaf-
ter ihre Lieder absingen? 
Es ist der Inszenierung an-
zurechnen, dass sie im Ge-
gensatz zu den meisten an-
deren kein Gewicht auf 
die Szenen, die fast schon 
Slapstick-Charakter ha-

ben, legt – auch wenn die 
Frage an den „Ober-Bom-
benwerfer“, wie das mit 
dem „Bomben owa wer-
fen“ ist, nicht fehlen darf. 
In den Vordergrund treten 
hier aber die Herrschenden, 
die Kriegshetzer, die Profi-
teure des Krieges, die „den 
Weltmarkt in der Ritter-
rüstung erobern“ wollten. 
So etwa der Fabrikant, der 
sich mit dem Militär da-
rüber unterhält, wie man 

„diese Gewerkschaftshun-
de“ loswird. Unter dem 
Bombast der Inszenierung 

leidet zwar die sprachliche 
Genialität von Kraus, doch 
die Verkommenheit der 
Herrschenden Klasse, ih-
res Kriegs und ihrer Presse 
wird umso greifbarer.

Der Haken: Auch wenn 
jede Vorstellung ausver-
kauft ist, ist das sieben-
stündige Spektakel für 
die allermeisten nicht zu-
gänglich. Tickets kos-
ten unglaubliche 145€ - 
kein Wunder, wenn es bei 
Produktionskosten von 
450.000€ nur 728,75€ an 
öffentlichen Förderungen 

durch die ÖVP-dominier-
ten Stellen gibt. Kraus selbst 
organisierte zeitlebens 
Aufführungen der „Letz-
ten Tage“ übrigens meis-
tens für Arbeiter*innen 
im sozialistischen Rah-
men: in Wien, Prag, aber 
auch im New Yorker „La-
bor Temple“. Auch heu-
te sollten solche Auffüh-
rungen im Interesse der 
Arbeiter*innenbewegung 
sein – denn dem bürgerli-
chen Kunstbetrieb sind sie 
offenbar keine Förderung 
wert.

Die letzten Tage der Menschheit und die letzten Cent im Börsel
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Anfang des Sommers 
schlug die Verhaftung 
der Seenotretterin und 
SeaWatch-Kapitänin Ca-
rola Rackete hohe Wel-
len. Ihr Verbrechen: 

Menschenleben retten. 
Nur kurz nach ihrer Ver-
haftung wurde der itali-
enische Präsident, Sergio 
Mattarella, in Salzburg 
offiziell empfangen.

Spontan versammelten 
sich bis zu 80 Menschen, 
um gegen die Verhaf-
tung von Carola Racke-
te zu protestieren. Na-
türlich mit dabei: die 
SLP. Vom Mozart Ge-
burtshaus wurden Mat-
tarella und Van der Bel-

len mit einer Spontan-
demo zum Café Toma-
selli und zur Residenz 
begleitet. „Gut, dass ihr 
das macht!“ stimmten 
uns viele Passant*innen 

auf Deutsch und Italie-
nisch zu. Auch in Wien 
fand eine Demonst-
ration mit über 1.500 
Teilnehmer*innen statt. 
Dort versuchten jedoch 
Politiker*innen von SPÖ 
und Grünen die De-
monstration zu verein-
nahmen. Wir stellten 
uns hingegen gegen al-
le bürgerlichen Partei-
en, die für Abschiebun-
gen, Abschottung und 
das Sterben im Mittel-
meer verantwortlich 

sind. Auf unseren Flug-
blättern machten wir 
klar, dass die Herrschen-
den und ihr System, der 
Kapitalismus, sowohl die 
Fluchtursachen in Afrika 

als auch die Armut hier-
zulande schaffen. Des-
wegen forderten wir eine 
Verbindung von Kämp-
fen gegen Rassismus mit 
jenen für höhere Löhne 
und gegen Kürzungspo-
litik mit Beteiligung der 
Gewerkschaften. 

Die internationalen Pro-
teste waren letzten Endes 
doch erfolgreich: Kapitä-
nin Carola Rackete wur-
de freigelassen!

Lukas Kastner
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Aktiv gegen Klimakiller
Gut 30 Aktivist*innen folg-
ten dem Aufruf der „Stu-
dents for Climate Action“, 
einer Gruppe auf der WU 
Wien, für eine Protestakti-
on vor der OMV. Die OMV 
ist einer jener 100 Konzer-
ne weltweit, die seit 1988 
gemeinsam für 71% der 
Treibhausgase verantwort-
lich sind, und das sehr be-
wusst: "Eine Klimastrategie, 
die aus fossilen Energieträ-
gern ganz aussteigen will, 
würden wir als OMV nicht 
unterstützen“ (OMV-Boss 
Rainer Seele). 

SLP- und SfCA-Aktivist 
Philipp Chmel organi-
sierte die Aktion und for-
derte in seiner Rede: „die 
Vergesellschaftung und 
demokratische Kontrol-
le der OMV! Denn nur so 
ist es möglich, dass die 
Produktion von fossi-
len Brennstoffen gestoppt 
wird!“ Till Ruster, auch 
SLP, machte klar, dass es 
an der Zeit ist sich zu ent-
scheiden: Menschheit ret-
ten oder Kapitalismus bei-
behalten, beides zusam-
men geht nicht.

Die SLP war Teil der erfolgreichen Proteste
für die Freiheit von Seenotretter*innen.

Zu Land & zu See: Solidarität! 

Andere über uns

Eine Cover-Story der Wiener Straßenzeitung Augus-
tin berichtet über den Kampf der Reinigungskräf-
te bei der Caritas – und über die Rolle der von SLP-
Aktivist*innen mitinitiierten Basisinitiative „Sozi-
al, aber nicht blöd“. Die öffentliche Aufmerksamkeit 
zwang die Caritas-Geschäftsführung sogar dazu, ei-
ne eigene Stellungnahme als Kommentar unter ei-
nem „Sozial, aber nicht blöd“-Beitrag auf Facebook 
zu posten.

Der vergangene „Pride-
Month“ stand im Zei-
chen der Straßenschlach-
ten von 1969 in der Chris-
topher Street, bei denen 
sich sexuelle Minderhei-
ten gegen homophobe 
und rassistische Razzien 
in New Yorker Schwulen- 
und Transbars wehrten.

Der radikale Ursprung 
der Massenbewegung 
wird heute oft vom Party-
Charakter der Pride-Pa-
raden verdeckt. Die quee-
re Community kann 50 
Jahre nach den Aufstän-
den stolz auf viele Errun-
genschaften zurückbli-
cken. Mit ihrem Wachs-
tum weckt sie allerdings 
auch zunehmend die Pro-
fitinteressen des Kapitals. 
Wir als Sozialist*innen 
lehnen diesen Regenbo-
gen-Kapitalismus ab. So 
wie auch die etablierten 
Parteien sind Großkon-
zerne nicht unsere Ver-
bündeten im Kampf um 
LGBTQI+ Rechte, da sie 
an tatsächlichen Verbes-
serungen kein Interes-
se hegen. Coca Cola un-
terstützt beispielswei-
se die homophobe Politik 
des Königreichs Eswa-
tini (Swasiland), wäh-
rend es sich gleichzeitig 
mit der Regenbogenfah-
ne schmückt. Bürgerli-
che Parteien wie SPÖ und 
NEOS, die sich tolerant 
geben, schaden mit ih-
rer Kürzungspolitik im 
Wohnungs-, Sozial- und 
Gewaltpräventionsbe-
reich LGBTQI+ Personen 
besonders, da diese über-
proportional hoch in der 

Arbeiter*innenklasse ver-
treten sind.

Diese antikapitalisti-
schen Schlussfolgerungen 
konnte die SLP besonders 
auf der 5000 Menschen 
großen Linzer Pride ver-
breiten, wo eine erfolgrei-
che Intervention gelang: 
20 Aktivist*innen verlie-
hen der Regenbogenpa-
rade mit Demosprüchen, 
Flugblättern, 100 verkauf-
ten Zeitungen und der 
starken Rede unseres Ge-
nossen und Pride-Mitor-
ganisators Jan Millonig am 
Pride-Hauptwagen eine 
sehr politische Stoßrich-
tung. In den Wochen zu-
vor mobilisierten wir mit 
vielen Verteilaktionen und 
Infotischen für die Pride 
und unseren antikapita-
listischen Block. In Wien 
organisierte die SLP zum 
wiederholten Male eine 
Aktion gegen den sexisti-
schen und homophoben 
„Marsch für die Familie“, 
der jedes Jahr am Tag der 
Wiener Pride stattfindet. 
In Graz trotzten unsere 
Genoss*innen und weitere 
1500 Demonstrant*innen 
dem schlechten Wetter.

Auch das zunehmende 
Wachstum der Bewegung 
bestätigt die Notwendig-
keit, den Kampf um LGBT-
QI+ Rechte weiterhin auf-
zugreifen und ihn mit dem 
Kampf für Sozialismus zu 
verbinden. Nur so können 
Menschen ungeachtet ih-
rer sexuellen Orientierung 
und ihrer Geschlecht-
sidentität gleichberechtigt 
miteinander leben.

Sarah Lammer

Our Pride Is Political!



Die von SPD und „die Lin-
ke“ regierte deutsche 
Großstadt Berlin hat be-
schlossen, Mietober-
grenzen einzuführen. 
Kurz darauf sackte der 
Aktienkurs der größten 
deutschen Wohnungsei-
gentümerin „Deutsche 
Wohnen“ kräftig nach 
unten. Dem Beschluss 
ging eine von Hundert-

tausenden unterstütz-
te Kampagne voraus, mit 
der die Enteignung die-
ses riesigen Immobilien-
konzerns gefordert wur-
de. Diese Kampagne hat 
nun einen ersten Erfolg 
errungen. 

Es liegt etwas in der 
Luft. Das merken in-
zwischen auch man-
che Jungpolitiker*innen. 
So forderte Kevin Küh-
nert, Chef der deutschen 
Jungsozialist*innen, un-
längst die „Kollektivie-

rung von Großunterneh-
men“. Als Beispiel nann-
te er den Automobilkon-
zern BMW, der staatliche 
Subventionen in Milliar-
denhöhe bekommt, da-
für umweltschädliche 
Autos herstellt, die Löh-
ne seiner Beschäftigten 
drückt und massive Pro-
fite einstreicht. Mit einer 
Kollektivierung könnte 

die Basis dafür geschaf-
fen werden, dass die Res-
sourcen des Konzerns für 
das Allgemeinwohl ein-
gesetzt werden. 

Julia Herr, die Vor-
sitzende der „Sozialis-
tischen Jugend“ in Ös-
terreich wollte da nicht 
hintanstehen. In einem 
Kurier-Interview be-
zeichnete sie das kapi-
talistische Wirtschafts-
system als „nicht demo-
kratisch“ und kritisier-
te, dass Gewinne „in den 
Händen einiger weniger“ 

landen. Vor einer aus-
drücklichen Unterstüt-
zung von Kühnerts Kol-
lektivierungsforderung 
schreckte sie jedoch zu-
rück. 

Dennoch ließen panische 
Reaktionen deutscher 
und österreichischer 
Bosse und ihnen naheste-
hender Journalist*innen 

nicht lange auf sich war-
ten. Einer von ihnen ist 
Nikolaus Jilch, der in der 
Tageszeitung „die Pres-
se“ zum Generalangriff 
bläst. Einzig der Kapita-
lismus garantiere Frei-
heit, die Marktwirt-
schaft brauche den Aus-
tausch von Ideen wie ei-
nen Schluck Wasser, 
deshalb fördere sie sogar 
ihre Kritiker*innen. Die 
Befürworter*innen der 
profitorientierten Wirt-
schaftsweise sind wie-
der gezwungen, ihr Sys-

tem ideologisch zu ver-
teidigen. Das ist in dieser 
Form seit vielen Jahren 
nicht mehr der Fall ge-
wesen. 

Verstaatlichung ist po-
pulär. So sind etwa rund 
60% der britischen Be-
völkerung für eine Wie-
derverstaatlichung der 
unter Premierministerin 
Thatcher privatisierten 
Wasserversorgung. Weil 
die dort auf der Opposi-
tionsbank sitzende La-
bour-Partei diese For-
derung in ihr Programm 
aufgenommen hat, ar-
beiten die Wasserkon-
zerne laut Medienberich-
ten von Ende April in-
zwischen an Strategien, 
um Enteignungen zu ver-
hindern. Sie werden die 
Quelle ihres Profits und 
Reichtums nicht kampf-
los aufgeben. 

Im Gegenteil wollen sie 
eigentlich munter wei-
ter privatisieren. Stra-
che setzte sich im Ibiza-
Video dafür ein. Der öf-
fentliche Sektor und das 
Gesundheitswesen sol-
len komplett „für den 
Markt“ geöffnet werden. 
Das war aus bürgerlicher 

Sicht eine der Hauptauf-
gaben der nun vorzeitig 
zusammengebrochenen 
österreichischen Bun-
desregierung. Gleich-
zeitig unterstützen 70% 
der amerikanischen Be-
völkerung die Forderung 
nach „Medicare for all“ 
- was indirekt eine Ent-
eignung der privaten Ge-
sundheitsversicherungs-
konzerne bedeuten wür-
de. 

Um diese Forderungen 
zu bekämpfen, bedienen 
sich bürgerliche Kräfte 
aus den untersten ideo-
logischen Schubladen. 
Dem gilt es eine Debat-
te darüber entgegenzu-
setzen, was die Begrif-
fe „Enteignung, Kollek-
tivierung, Verstaatli-
chung“ bedeuten, wie 
arbeitende Menschen 
dafür kämpfen und sie 
in einer sozialistischen 
Demokratie umsetzen 
können. Damit, wie ei-
ne demokratisch verwal-
tete Wirtschaft ausse-
hen könnte, beschäftigen 
sich die Artikel in diesem 
Schwerpunkt.

Christian Bunke

Die Begriffe Verstaatlichung und 
Vergesellschaftung sind 
wieder Teil der öffentlichen Debatte.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Das Gespenst der Enteignung
ist zurück
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 FBosse brauchen 
Arbeiter*innen – 
Arbeiter*innen brauchen 
keine Bosse. Hier sind 
nur einige Beispiele 
aufgezählt, in denen 
Arbeiter*innen selbst 
Kontrolle und Verwal-
tung von Betrieben 
übernommen haben. Um 
das tatsächliche Potential 
zu entfesseln, braucht es 
jedoch eine revolutionäre 
Umwälzung der Produk-
tionsweise, denn sonst 
sind diese Inseln dazu 
verurteilt, im kapitalisti-
schen Meer zu versinken.
 FRussland 1917 
Arbeiter*innenräte 
(„Sowjets“) übernehmen 
die Wirtschaft und poli-
tische Macht im Land, 
leiden aber unter dem 
Bürger*innenkrieg und 
fallen schließlich dem 
Stalinismus zum Opfer.
 FDeutschland und Österreich 
1919 
Nach den Kriegswirren 
wurden viele Betriebe 
von Räten übernommen. 
Eine Revolution wie in 
Russland blieb wegen 
dem Einfluss der 
Sozialdemokratie aus.
 FSpanien 1936-1939 
Während dem 
Bürgerkrieg gegen die 
Faschisten gelangten 
zahlreiche Firmen, 
von Öffis bis zu 
Restaurants, unter die 
Verwaltung von Räten 
oder Gewerkschaften.
 FArgentinien seit Mitte der 
1990er 
Eine schwere Wirt-
schaftskrise führte 
zu einer Pleitewelle 
bei Unternehmen. 
350 Betriebe, von 

Fabriken bis Hotels, 
werden seither von 
ihren Arbeiter*innen 
selbst verwaltet.
 FEleftherotypia (Griechen-
land) 
Die griechische 
Zeitung ging 2012 pleite 
und wurde von den 
Angestellten als Journa-
listenzeitung erfolgreich 
weitergeführt.
 FMondragon (Spanien) 
Das siebtgrößte Unter-
nehmen Spaniens mit 
75.000 Angestellten ist 
eine Föderation von über 
100 Genossenschaften, 
in deren Leitung 
Arbeiter*innen demokra-
tisch eingebunden sind.
 FOfficine Zero (Italien) 
Als der italienische 
Betrieb für Instandhal-
tung von Schlafwägen 
2012 schloss, besetzten 
ihn 20 Mitarbeiter*innen 
und betreiben ihn 
seither als Reparatur-
werkstätte weiter.
 FRi-Maflow (Italien) 
Der ehemalige Mailänder 
Autoteilezuliefer 
ging 2011 pleite. 
Arbeiter*innen und 
Unterstützer*innen 
übernahmen das Projekt 
und reparieren Haus-
halts- und IT-Geräte.
 FVio.me (Griechenland) 
Die Baustofffabrik 
in Thessaloniki 
(Griechenland) wurde 
2011 im Zuge der Wirt-
schaftskrise geschlossen. 
Die Arbeiter*innen 
übernahmen den Betrieb, 
produzieren seither unter 
anderem Waschmittel 
und wehren sich seither 
gegen Zwangsverstei-
gerung der Fabrik.

Die Frage, in wessen Hän-
den das Eigentum an Pro-
duktionsmitteln (Rohstof-
fe, Maschinen, Land, Im-
mobilien) liegen sollte, 
stellt den zentralen Kon-
flikt in dieser sozial zer-
rissenen Gesellschaft dar. 
Im frühen 19. Jahrhundert 
mag es noch den visionä-

ren Unternehmer-Typus 
gegeben haben, der Un-
fassbares riskiert und die 
Gesellschaft weiterbringt. 
Er stellt sein Leben in den 
Dienst des Fortschritts 
und wird aufgrund des Er-
folges reich entlohnt. Ihm 
wurde so manches Denk-
mal gesetzt (dabei meist 
die beteiligten ausgebeu-
teten Arbeiter*innen und 
ihre Leistungen verdrän-
gend). Doch heute bringen 
die 'Eliten' nichts mehr 
Bedeutsames ein: Worin 
liegt die Leistung eines Te-
lekom-Milliardärs? Wel-
che Vision hat die Bahl-
sen-Erbin? Wie bringt 
man mit Immobilien-Spe-
kulation die Gesellschaft 
weiter? Alles, was die 
Kapitalist*innen als 'ih-
re Leistung' ausgeben, ist 
gesellschaftlich erarbeitet 
worden. Die Entwicklung 
von Werkzeugen, Tech-
nik, Chemie, Medizin: 
Kollektive Arbeit unter 
Einbindung ungezählter 
Menschen. Heutige Erfin-
dungen und Ideen basie-
ren alle auf bereits vor-
handenen Leistungen an-
derer. Der Rest: Vererbung 

von Vermögen und Steu-
ergeschenke. Tatsäch-
lich ist alles bereits durch 
die kollektivistischen und 
weltumspannenden Ten-
denzen dominiert, die sich 
im Laufe des Kapitalismus 
selbst Bahn gebrochen ha-
ben. Die permanente und 
für uns 'normal' wirken-

de private Aneignung von 
gesellschaftlich erarbei-
tetem Mehrwert ist der im 
Kapitalismus legalisier-
te Diebstahl. Enteignung 
der Prouktionsmittel aus 
den Händen der priva-
ten Eigentümer*innen 
und ihre Überführung in 
die Hände derer, die tag-
täglich mit ihnen den ge-
sellschaftlichen Reichtum 
schaffen, ist nichts an-
deres als die Beendigung 
dieses Diebstahls.

Auf solche Ideen reagie-
ren das Kapital und sei-
ne Medien derzeit pa-
nisch. Sie ahnen wohl, 
wie schnell angesichts 
der Arm-Reich-Schere 
und sinkendem Lebens-
standard der arbeiten-
den Massen Bewusstsein 
und Stimmung umschla-
gen können. Für immer 
mehr Menschen werden 
die Fragen von Eigentum 
an Produktionsmitteln, 
des Wohnungsmarktes, 
des Klimawandels und der 
betrügerischen Autoin-
dustrie etc. immer stär-
ker in den Mittelpunkt rü-
cken. Die Wut wird das 
Establishment und sei-

ne soziale (Un-)Ordnung 
treffen. Das ist die Lunte, 
die so schnell wie möglich 
ausgetreten werden muss. 
Doch sie wird immer neu 
angefacht werden.

Wir müssen den nun wie-
der aufkommenden Ide-
en von Enteignung und 
Vergesellschaftung ei-
ne sozialistische und re-
volutionäre Richtung ge-
ben. Ansonsten droht 
ein in der Geschichte der 
A rbeiter*i n nen-Bewe-
gung bereits bekanntes 
Konzept der Niederlage: 
Dem unangetasteten Ka-
pitalismus wird – gleich-
sam als Ventil und Spiel-
wiese – eine Insel der Ge-
nossenschafts-Seligkeit 
beiseitegestellt. Die Ver-
breiterung der Besitz-
struktur eines Betriebes 
unter kapitalistischen Be-
dingungen ändert nichts 
an struktureller Ausbeu-
tung menschlicher Arbeit 
sowie dem Profit-Zwang. 
Genossenschaften kön-
nen sich selbst durch das 
bestgemeinte Engagement 
nicht vom Markt loslösen.

Enteignung an sich gibt 
es auch im kapitalistischen 
Staat. Meist trifft es Land-
besitz beim Bau von Inf-
rastruktur oder Verkehrs-
flächen. Auch bewegliche 
Sachen können laut Ge-
setz eingezogen werden. 
Als Rechtfertigung wirkt 
meist das 'Allgemeinwohl'. 
Mangelt es dem bürgerli-
chen Staat nun lediglich an 
der nötigen Konsequenz, 
dieses 'Allgemeinwohl' auf 
Ausbeutung, Mietwucher 
und krisen-verursachen-
de Banken auszuweiten? 
Durchaus, aber nicht nur. 
Ein Problem liegt darin, 
was der bürgerliche Staat 

Zahlen und Fakten

Es gibt keinen gesamt-
gesellschaftlichen Sinn des 
kapitalistischen Wirtschaftens.

Enteignung und
Verstaatlichung
unbedingt, aber
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Die Vergesellschaftung der Schlüsselindustrie & großen Ban-
ken — ihre Überführung in die Hände der Arbeiter*innen 
— ist die höchste Stufe des Klassenkampfes und Grund-
bedingung einer geplanten Bedürfniswirtschaft. Die Ent-
eignung von Großkapital & Großgrundbesitz war auch die 
wirtschaftliche Grundlage der Sowjetunion, des ersten 
Arbeiter*innenstaats der Welt. Sobald aber die Rätedemo-
kratie im Zuge von Kriegskommunismus, nationaler Isola-
tion, „Neuer ökonomischer Politik“ (NÖP) & Bürokratisie-
rung abgebaut war, erodierte auch die ökonomische Basis 
des nunmehrigen „Sowjetstaats ohne Sowjets“. Die Linke 
Opposition um Trotzki setzte auf verstärkte Industrialisie-
rung, um Wirtschaft & Arbeiter*innendemokratie wieder-
zubeleben. Doch die Clique um Stalin drängte gemeinsam 
mit Bucharin auf eine Fortführung der marktwirtschaftli-
chen Maßnahmen der NÖP. „Mehr privat, weniger Staat!“ 

lautete die Devise. Als Stalin 1928 den ersten Fünfjahresplan 
einführte, war es bereits zu spät: Stalin hatte sich zum An-
führer des neuen Mittelstandes & der bürokratischen Kas-
te im Staatsapparat erhoben, die allesamt weder ein Interes-
se an Demokratie noch an einem Absterben des Staates hat-
ten. Gleichzeitig waren das Gemeineigentum an Produkti-
onsmitteln sowie die Strahlkraft der Oktoberrevolution so 
stark, dass die großflächige kapitalistische Restauration erst 
Ende der 1980er Jahre am Plan stand.

Zugleich bot auch der Reformismus keine Alternative zum 
Stalinismus. Die Geschichte der Verstaatlichten in Öster-
reich beweist, dass es im Kapitalismus große Unternehmen 
ohne privatkapitalistische Eigentümer*innen geben kann. 
Reformistische Sozialdemokratie & bürgerlicher Staat er-
setzten hier die zu schwache Kapitalist*innenklasse. Die In-
dustrie — das „Gemeineigentum“ — gehörte jedoch nur am 
Papier der Bevölkerung. Produziert wurde für einen kapi-
talistischen Markt & nach den Regeln der Profitlogik. Die-
ses Konzept — wie es auch Kautsky, Bauer & Co. vertraten, 
die von einem „demokratischen“ Hinüberwachsen des Mo-
nopolkapitalismus in den Sozialismus träumten — hat mit 
echter Arbeiter*innenkontrolle nichts zu tun. Das mach-
te der italienische Marxist Antonio Labriola schon 1895 klar:

„Es ist besser, von demokratischer Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel zu sprechen, als vom Gemeinei-
gentum, weil dieses einen gewissen theoretischen Irrtum 
einschließt. Erstens insofern, als es an die Stelle der wirk-
lichen ökonomischen Tatsache einen juristischen Aus-
druck setzt und dann, weil es, in dem Geiste mancher, mit 
der Vermehrung der Monopole, mit der wachsenden Ver-
staatlichung der öffentlichen Dienste oder mit all den an-
deren Phantasmagorien [Wunschvorstellungen, Anm.] 
des immer wieder auftauchenden Staatssozialismus [also 
auf Basis des bürgerlichen Staats, Anm.] zusammenfließt, 
dessen ganze Wirkung darin besteht, die ökonomischen 
Mittel zur Unterdrückung in den Händen der Unterdrück-
erklasse zu vermehren.“

Pablo Hörtner

Vergesellschaftung & 
Rätemacht
statt Stalinismus &
Reformismus

unter 'Allgemeinwohl' tat-
sächlich versteht. In Ext-
remsituationen greift der 
Staat im Gesamtinteresse 
des Kapitals zu besonderen 
Mitteln. Infolge der Krise 
2007/8 war dies die Verge-
sellschaftung der Schulden 
('Bad Bank'). In Kriegszei-
ten sind Enteignung und 
Verstaatlichung mitunter 
lebensnotwendig, um den 
Zusammenbruch des Sys-
tems zu vermeiden. Der 

Staat agiert als 'Gesamt-
kapitalist'; mal zurückhal-
tend, mal offener. Neolibe-
rale Angriffe bei gleichzei-
tig beherztem Eingreifen 
des 'starken Staates' stellt 
für die Mehrheit der Be-
sitzenden keinen Wider-
spruch dar. Entscheidend 
bei alldem ist der Klassen-
charakter: In wessen Inte-
resse wird etwas enteig-
net? Wer kontrolliert, was 
damit geschieht? Ändert 
eine Verstaatlichung et-
was an den Prinzipien von 
Lohnarbeit, Profitlogik 
und Konkurrenz?

Der Staat und seine Ein-
richtungen sind den so-
zialen Klassen gegen-
über niemals neutral. 
Wirtschaftssystem und 
Staatswesen gehen Hand 
in Hand. Die bürgerli-
che Politik stellt ein Ver-
bindungselement zwi-
schen staatlicher Büro-
kratie und den Besitzen-

den dar. Natürlich sind, 
solange die grundlegen-
den Eigentumsverhältnis-
se nicht angetastet wer-
den, Kompromisse mög-
lich; v.a. wenn entschlos-
sene Massenbewegungen 
diese dem Staat abringen. 
Daraus jedoch abzuleiten, 
der bürgerliche Staat wä-
re vollends von unten zu 
kontrollieren und dem-
entsprechend der ideale 
Eigentümer für die Gesell-

schaft, ist ein gefährlicher 
Irrtum. Die Bürokratie 
des bürgerlichen Staa-
tes ist systembedingt kor-
rupt. Sie ist nicht durch 
volle Rechenschafts-
pflicht sowie die jederzei-
tige Wähl- und Abwähl-
barkeit aus den Reihen 
der Arbeiter*innenklasse 
('Räte-Demokratie') auf-
gebaut. Die nachhalti-
ge und notwendig plan-
mäßige Entwicklung der 
Wirtschaft und all die ge-
sellschaftlichen Entschei-
dungen können vom Sys-
tem der repräsentativen 
bürgerlichen Demokratie 
und seiner bürokratischen 
Verwaltung nicht geleistet 
werden.

Ein vollständiger Bruch 
mit dem Staat, wie wir 
ihn kennen, ist unum-
gänglich. Neben der akti-
ven Einbindung möglichst 
vieler Betroffener von 
Orts- und Stadtteil-Level 
aufwärts muss gerade im 

Bereich von Exekutive und 
Militär sichergestellt sein, 
dass keinerlei eigenstän-
diger Apparat, der sich 
ideologisch sowie finan-
ziell den Interessen des 
(ehemaligen) Besitzbür-
gertums verpflichtet sieht, 
dem gesellschaftlichen 
Fortschritt und der voll-
ständigen Umwandlung, 
die eine soziale Revolu-
tion mit sich bringt, im 
Wege stehen kann. Somit 
wäre der Staat, dem wir 
das Vertrauen zugeste-
hen, die vollständige Ab-
lösung des Kapitalismus 
und den Aufbau einer so-
zialistischen Gesellschaft 
durchführen zu können, 
schon „kein Staat im ei-
gentlichen Sinne“ (Engels 
1872) mehr. Es wäre hin-
gegen die umfassendste 
geordnete und transpa-
rente Selbstermächtigung 
der bislang niedergehal-
tenen Produzent*innen. 
Die arbeitenden und bis-
lang erwerbsarbeitslosen 
Massen wären nicht nur 
aufgrund ihrer Vielzahl in 
der Lage, die Gesellschaft 
zu führen; entscheidend 
sind die vorhandenen und 
gegenwärtig weitgehend 
ungenutzten Kompeten-
zen, die Problemeinsicht 
und Befähigung für nach-
haltige Solidarität. Nur so 
kann sich das volle Poten-
tial von Verstaatlichung 
bzw. Vergesellschaftung 
entfalten. Eine sozialisti-
sche nicht-profit-orien-
tierte Wirtschaft muss 1) 
im Gemeineigentum ste-
hen, das 2) räte-demokra-
tisch abgesichert sein und 
3) auf regionaler, überre-
gionaler und internatio-
naler Planung und Koor-
dination fußen.

Franz Neuhold

Ja zu Enteignung & Verstaatlichung
im Rahmen einer echten 
Demokratie und der völligen
Umwälzung des Staates.

 und
ung – 
ber richtig!

Zum Weiterlesen
Antonio Labriola: 
"Drei Versuche zur materialistischen 
Geschichtsauffassung"
Karl Dietz Verlag, Berlin 

Marx aktuell
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Als um die Jahrtausendwen-
de der argentinische Kapi-
talismus wie ein Karten-
haus zusammenbrach, re-
agierten die Arbeiter*innen 
mit einem Massenaufstand, 
der mehrere neoliberale 
Regierungen wegfegte. Im 
Zuge dieses „Argentinazo“ 
enteigneten sie auch über 
1.200 Unternehmen – durch 
Besetzungen oder weil die 
Unternehmer*innen sich 
schon davor aus dem Staub 
gemacht hatten. Sofort wa-

ren die Arbeiter*innen mit 
der Frage konfrontiert, was 
nun mit den Unternehmen 
geschehen sollte. Manche 
entschieden sich dafür, es 
als Genossenschaft wei-
terzuführen. Doch das be-
deutete nicht nur, dass sie 
nun dieselben vom kapita-
listischen Markt diktierten 
Entscheidungen zu tref-
fen hatten, wie ihr Boss zu-
vor – sondern auch, dass 
sie als „Eigentümer*innen“ 
ihren rechtlichen Status 
als Arbeiter*innen verlo-
ren, und damit verbunde-
ne Rechte und Sicherhei-
ten. „In den Fabriken“, so 
die Historikerin Marina Ka-
bat in ihrer Studie über die 
Bewegung, „, in denen die 
Arbeiter ein höheres Klas-

senbewusstsein entwickel-
ten, kämpften sie aus die-
sem Grund für eine Ver-
staatlichung unter Arbei-
terkontrolle sowie für die 
Enteignung ohne Entschä-
digung“. So zum Beispiel 
die Arbeiter*innen der Fa-
brik Brukman, die 2003 er-
klärten:

„Wir sind nicht damit 
einverstanden, ein zum 
Scheitern verurteiltes ‚Mi-
krounternehmertum‘ zu 
akzeptieren […] Wir sind 

qualifizierte Arbeiterinnen 
und Arbeiter. Es kann nicht 
sein, dass die Politiker un-
sere Erfahrung als Arbei-
ter, die in den Dienst der ar-
gentinischen Gesellschaft 
gestellt werden kann, mit 
Füßen treten. In unserem 
Land gibt es 19 Millionen 
Arme und Bedürftige und 
Mängel aller Art. Unsre Fa-
brik kann Teil der Lösung 
sein und ist nicht ein Pro-
blem, wie diese Herren Po-
litiker es erachten, die auf 
einem anderen Planeten zu 
leben scheinen.“

Damit formulierten diese 
Arbeiter*innen eine wich-
tige Perspektive: Ihre Fab-
rik sollte kein Selbstzweck 
wie ein kapitalistisches Un-
ternehmen sein, sondern 

bewusst in die gesamtge-
sellschaftliche Entwick-
lung miteinbezogen sein. 
Doch warum wehrte sich 
der Staat, der doch vor-
gibt, Vertreter dieses Ge-
samtinteresses zu sein, 
dagegen? Die Forderung 
nach Verstaatlichung un-
ter Arbeiter*innenkontrolle 
ermöglichte es den 
Arbeiter*innen somit, ih-
ren wirtschaftlichen Kampf 
in einen politischen zu er-
weitern: Denn um die Pro-

duktion der Fabrik mit den 
Interessen der Gesellschaft 
zu koppeln, bräuchte es ei-
nen Staat, der in den Hän-
den der Arbeiter*innen 
selbst ist. Diese Erfah-
rung machten auch die 
Arbeiter*innen der vene-
zuelanischen Fabrik Inve-
val, die 2005 mit einem De-
kret von Chavéz enteignet 
wurde. Die Arbeiter*innen 
kämpften für Verstaatli-
chung unter ihrer Kon-
trolle. Nach langem hin 
und her wurde Inveval ei-
ne Aktiengesellschaft, die 
zu 51% dem Staat und zu 
49% den Arbeiter*innen 
als Genossenschaft gehör-
te. Doch das bedeutete, dass 
die Arbeiter*innen, nun als 
„Teilhaber*innen“ weiter-

hin dem täglichen Kampf 
um Märkte ausgesetzt wa-
ren, während die wichti-
gen Entscheidungen aus 
den Büros der Ministerien 
kamen. Sie empörten sich: 
„Die Kooperative fördert 
den Kapitalismus, denn sie 
wurde als Teil von diesem 
kapitalistischen System 
geschaffen […] Wir haben 
doch nicht einen Kapitalis-
ten rausgeschmissen, um 
60 neue hereinzuholen!“

Dass Arbeiter*innen kei-
ne Kapitalist*innen brau-
chen, um wirtschaftliche 
und politische Prozesse ef-
fektiv zu gestalten, haben 
sie in den letzten 150 Jah-
ren immer wieder bewie-
sen. Die Pariser Kommune 
1871 verwirklichte durch 
ihre Rätestruktur den 
„schlanken Staat“, worauf 
Marx süffisant hinwies. 
Im Zuge der Entwicklung 
der Sowjets übernahmen 
die Arbeiter*innen in der 
Russischen Revolution 
die Produktion unter den 
Bedingungen von Welt-
krieg und wirtschaft-
licher Zerrüttung. Mit-
tels ihrer revolutionären 
Partei, den Bolschewi-
ki, machten sie die Sow-
jets zum Zentrum des ers-
ten Arbeiter*innenstaats. 
In den durch Durut-
tis Milizen befreiten Ge-
bieten im Spanischen 
Bürger*innenkrieg stieg 
die Agrarprodukti-
on dank demokratischer 

Kollektivierung des Lan-
des um 30-45%. Zwi-
schen 1968 und 1980 er-
schütterten Kämpfe um 
Arbeiter*innenkontrolle 
nicht nur Frankreich, Bri-
tannien und Italien, son-
dern auch das stalinisti-
sche Polen.

All diese Erfahrungen, 
kombiniert mit jenen aus 
Lateinamerika in den letz-
ten 20 Jahren, müssen wir 
heute mehr denn je mobi-
lisieren. Die Klimakatast-
rophe können wir nur be-
kämpfen, wenn wir die ge-
samte weltweite Produkti-
on den Klauen des Kapitals 
entreißen und sie nach den 
Bedürfnissen von Mensch 
und Umwelt planen. Die 
neuen Technologien bieten 
uns dafür Mittel, von de-
nen die Revolutionär*innen 
des vergangenen Jahrhun-
derts nur träumen konn-
ten. Per Touchscreen las-
sen sich heute global Pro-
duktion, Verteilung 
und Konsum aufeinan-
der abstimmen. Wir, die 
Arbeiter*innenklasse, die 
an allen Knotenpunkten 
dieses unendlich verzweig-
ten Netzes verortet ist, ha-
ben das Potential, diese 
Prozesse durch demokra-
tische Strukturen zu ver-
walten. Doch dafür müs-
sen wir die Macht des Ka-
pitals und seines Staates 
brechen. Vom Erfolg dieses 
Kampfes hängt die Zukunft 
der Menschheit ab.

Sebastian Kugler

 Enteignung

Wir sind das Bauvolk der kommenden Welt

Der Kampf um Verstaatlichung unter 
Arbeiter*innenkontrolle ist der Kampf um 
eine demokratisch geplante Wirtschaft.
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Zwei klare Trends werden 
immer offensichtlicher: 
Die Sommer werden im-

mer heißer und die politi-
schen Entwicklungen im-
mer schneller und intensi-
ver. Als SLP haben wir eine 
Antwort darauf gefunden: 
Unser Sommercamp am 
Turnersee/Zablaško Jezero 
in Kärnten/Koroška. Gut 
untergebracht in einem 
Bungalow-Park mit See-
Zugang, Volleyball, Tisch-
tennis, Grillplatz, Fußball 
und inmitten der schöns-

ten Berge versuchen wir 
den Spagat aus Spannung 
und Entspannung: Es gibt 

viel Zeit fürs Baden etc. 
und gutes Essen, aber es 
gibt auch Debatten und Ar-
beitskreise zu brennenden 
aktuellen, theoretischen 
und historischen Fragen 
aus der internationalen 
Arbeiter*innenbewegung. 
Mit Gästen aus einer Rei-
he von Ländern ergibt sich 
so eine Mischung, in der 
mal am Podium, mal in 
der moderierten Diskussi-

onsrunde und mal am La-
gerfeuer oder Mittagstisch 
diskutiert und gefragt 
werden kann.

Das Camp richtet sich an al-
le, die sich dafür interes-
sieren, wie wir die Welt aus 
den Angeln heben kön-
nen. Der Platz ist sehr gut 
auch für Kinder geeignet 
und während der Arbeits-
kreis-Phasen wird es ein 
eigenes Kinder-Programm 
geben. Mit 185€ bzw. 155€ 
für Menschen ohne Ein-
kommen und natürlich 
günstigeren Kinderpreisen 
bist du dabei! Anmelden 
und weitere Infos unter 
till@slp.at, Fotos der letz-
ten Jahre finden sich auch 
beim Facebook Event SLP 
Sommercamp 2019.

Sommer, Sonne, Sozialismus

Energie tanken für den Kampf für 
eine sozialistische Gesellschaft
am SLP-Sommercamp.

Fridays for Future (FFF) hat 
sich seit dem ersten Streik 
in Österreich vehement 
gegen eine Vereinnah-
mung von außen, sprich 
von Parteien und Kon-
zernen gewehrt. Während 
zweiteres absolut korrekt 
und notwendig ist, kann 
ersteres aber auch zur ge-
fährlichen Schlussfolge-
rung führen, dass FFF 
„unpolitisch“ sein müsse.

Eine Bewegung, die von 
sich sagt, dass sie un-
politisch ist, belügt sich 
selbst. Jede Bewegung po-
litisch, die Frage ist nur, 
wie sie sich positioniert. 
Außerdem haben die 
Demonstrant*innen und 
Aktivist*innen nie Scheu, 
sich mit politischen Ide-
en auseinanderzusetzen – 
die oftmals selbsternannte 
„Führung“ jedoch umso 
mehr. FFF Linz zum Bei-
spiel ist bei jedem Streik 
gegen eine Intervention 
der SLP vorgegangen. Es 
wurde sich zwar ein Me-
gafon von der SLP ausge-
borgt, aber dieses wur-
de säuberlich mit einem 
Handtuch abgedeckt um 
Antikapitalismus kei-
nen Platz zu geben. Nach-
her wurden Fotos mit den 
Grünen gemacht. FFF 
Gmunden gibt sich auch 
unpolitisch, lässt sich aber 
gemeinsam mit dem Bür-
germeister (ÖVP) ablich-
ten.

Die Furcht vor Verein-
nahmung durch die Politik 

ist nicht unbegründet. Aber 
hat diese Vereinnahmungen 
nicht bereits stattgefunden, 
wenn man sich vehement 
gegen sozialistische Inhal-
te wehrt, aber mit der eta-
blierten Politik gemeinsa-
me Sache macht? Ein echter 
Schutz gegen eine Verein-
nahmung von Außen wäre, 
wenn man die politischen 
Ideen gegeneinander antre-
ten lässt. Nur durch trans-
parente demokratische Re-
geln kann man eine Ver-
einnahmung verhindern. 
Durch solche Regeln kann 
abgesichert werden, dass 
im Sinne der Aktivist*innen 
und nicht irgendwelcher 
Organisationen gehandelt 
wird. Wenn man eine sol-
che Freiheit der Debatte zu-
lässt, entsteht ein Wettbe-
werb, welche Analyse und 
welche Taktik die Beste ist. 
Nur daran kann eine Bewe-
gung wachsen. Gibt es sol-
che demokratischen Regeln 
nicht, kann eine Bewegung 
vereinnahmt werden - und 
das ist ja bereits passiert. 
Das konnte man bei ver-
schiedensten FFF-Treffen 
sehen, wo von Parlament-
sparteien versucht wurde, 
FFF für Wahlkampfzwecke 
zu gebrauchen. Die neuen 
FFF-Statuten sind ein erster 
Ansatz. Doch wir brauchen 
eine demokratische Debatte 
über sozialistische Ideen in 
der Bewegung, weil wir nur 
mit ihnen den Klimawandel 
stoppen können!

 Peter Hauer

International kämpfen – 
gemeinsam siegen!
Ich bin seit meinem 14. Le-
bensjahr in sozialisti-
schen Zusammenhän-
gen politisch aktiv und ha-
be mich früh für die er-
folgreichen Kämpfe der 
Arbeiter*innenbewegung 
interessiert. Mein histo-
risches Interesse münde-
te rasch in die Notwendig-
keit, auch im Hier und Jetzt 
gegen Ausbeutung, gegen 
Unterdrückung und für ei-
ne klassenlose Gesellschaft 
zu kämpfen. Einen solchen 

Kampf gilt es international 
und mit Gleichgesinnten 
zu führen. Es ist mir daher 
wichtig, in einer Organisa-
tion aktiv zu sein, die in ei-
ne Internationale eingebet-
tet ist. Gegenseitiges Lernen, 
einander zu unterstützen 
und politische Kämpfe soli-
darisch und kritisch zu be-
gleiten, ist eine Stärke, derer 
sich die SLP und ihre Inter-
nationale bewusst sind. Ich 
habe die SLP und ihre Arbeit 
in den letzten Jahren inten-

siv beobachtet, mich immer 
wieder an Aktionen betei-
ligt und mit Aktivist*innen 
verschiedene Themen dis-
kutiert. Nachdem ich bei 
den Sozialismustagen 2019 
in Berlin internationale 
Genoss*innen kennenler-
nen durfte, fasste ich den 
Entschluss, der SLP beizu-
treten und fortan gemein-
sam mit Verbündeten für 
eine andere Welt zu kämp-
fen.

Stefanie Klamuth, 

„Unpolitische 
Bewegung“? – 
Gibt’s nicht!

Ramy ist Mitglied von Socialist Alternative, der 
US-Schwesterorganisation der SLP, und Arbeiter 
beim Möbelversand Wayfair. Im Juni streikte er mit 
hunderten Kolleg*innen, weil das Unternehmen 
Trumps Internierungs-Camps an der mexikani-
schen Grenze beliefert. In Boston organisierten sie 
eine öffentliche Streikkundgebung.

Kopf des Monats
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Finanz- und Schatzminister 
Berat Albayrak (der neben-
bei Erdogans Schwieger-
sohn ist) meinte vor dem 
Sommer, er sehe „Licht 
am Ende des Tunnels“ für 
die türkische Wirtschaft. 
Doch dieses Licht kann nur 
das eines entgegenkom-
menden Zuges sein.

Die wirtschaftliche La-
ge ist seit langem instabil. 

Im August 2018 reichte ein 
Tweet von Trump, um ei-
ne große Währungskrise 
im Land auszulösen. Aus-
löser war der Streit über 
den in der Türkei inhaf-
tierten amerikanischen 
Pastor Brunson und seine 
Freilassung. Schlagartig 
verlor die türkische Lira 
gegenüber dem US-Dol-
lar 29% an Wert. Unter 
den Kapitalist*innen und 
ihrer politischen Vertre-
tung machte sich Panik 
breit. Die türkische Zent-
ralbank musste den Zins-
satz massiv um 6 Prozent 
erhöhen, zum Missfallen 
Erdogans. Auch der Pas-
tor wurde freigelassen. 
Kurzfristig trat Ruhe ein. 
Dennoch: Das war nur 
ein Vorgeschmack des-
sen, was passieren würde, 
wenn die erwartete Krise 
eintritt. 

Die wirtschaftli-
che Depression trifft die 
Arbeiter*innenklasse be-
reits jetzt schon hart, be-
sonders in Form der Teu-
erung.  Die Jahresinfla-
tion liegt bei 20%, (2017: 
8-9%). Bei Lebensmitteln 
betrug sie im April sogar 
32%. Nach Angaben des 
Gewerkschaftsverbands 
Türk-İş liegt die Armuts-

grenze einer vierköpfigen 
Familie bei einem Monats-
einkommen von 6.863 TL. 
Der Mindestlohn dage-
gen liegt bei nur 2.020 Li-
ra. 57% der Beschäftigten 
müssen über 48 Stunden 
pro Woche arbeiten, um 
über die Runden zu kom-
men. Die meisten sind des-
wegen auch auf Konsum-
kredite angewiesen. Die 
Summe der Kreditschul-
den der Individuen (ohne 
die Kredite für Wohnungs- 
oder Fahrzeugdarlehen) 
liegt nun bei 350 Milliar-
den TL. Schon jetzt kön-
nen mehr als zwei Millio-
nen Menschen ihre Kon-
sumkredite nicht zurück-
zahlen.

Auch die Arbeitslosig-
keit steigt. Laut dem Ins-
titut für Statistik (TÜIK) 
lag die Arbeitslosenquo-
te für März 2019 bei 14,1% 

(ein Plus von mehr als ei-
ner Million Menschen). 
Bei der Jugend liegt sie 
über 25%. Auch das Wirt-
schaftswachstum, das für 
die AKP immer ein Propa-
gandainstrument war, ist 
zusammengebrochen: Von 
+7,4% 2017 auf nur +2,5% 
2018. Alle Indikatoren zei-
gen weiteres Schrumpfen 
für 2019. Der IWF prog-

nostiziert für 2019 gar ein 
Minus von 2,6%.

Die Krise hat bereits po-
litische Folgen für Erdogan: 
Bei den Kommunalwahlen 
hat das AKP/MHP-Bündnis 
die wichtigsten Metropolen 
einschließlich Istanbul ver-
loren. 16 der 82 Millionen 
Einwohner*innen der Tür-
kei leben in Istanbul – kein 
Wunder, dass die AKP, wel-
che die Stadt 25 Jahre re-
giert hatte, diese Niederla-
ge zunächst nicht akzep-
tieren wollte und das Er-
gebnis durch ihre Richter 
annullieren ließ. Auch der 
Großbourgeoisie schmeckt 
Erdogans Niederlage über-
haupt nicht. Sie wartet un-
geduldig auf strukturel-
le Maßnahmen seitens der 
Regierung, um die Kri-
se auf den Rücken  der 
Arbeiter*innenklasse ab-
zuwälzen. Doch diese lie-

gen nach dem Ergebnis in 
Istanbul zunächst auf Eis. 
Nichtsdestotrotz: Wenn es 
um die Interessen des Ka-
pitals geht, sind alle bür-
gerlichen Parteien, seien 
es CHP und IYI Parti (eine 
Abspaltung der ultra-na-
tionalistischen MHP) oder 
AKP und MHP, auf der sel-
ben Seite. Diese Einigkeit 
wurde noch am Wahlabend 
von allen Vorsitzenden der 
„Oppositions“-Parteien 
unmissverständlich zum 
Ausdruck gebracht: Der 
AKP wurde zugesichert, sie 
bei „richtigen“ Maßnah-
men zu unterstützen.

Seitens der Linkspartei HDP 
war es zwar richtig, bei der 
zweiten Runde in Istan-
bul gegen die AKP aufzu-
rufen. Hier gab es keine Al-
ternative. Doch die HDP 
hatte schon vorauseilend 
bei den gesamten Kom-
munalwahlen zugunsten 
von CHP und IYI Parti kei-
ne eigenen Kandidat*innen 
für die Städte im Westen 
der Türkei aufgestellt. Das 
war ein völlig falsches Si-
gnal. Diese klassenüber-
greifende Haltung der HDP 
ist besorgniserregend. 
Die Arbeiter*innenklasse 
ist entscheidend für den 
Kampf gegen die kapitalis-
tische Krise. Der Nationa-
lismus, der überall im Land 
geschürt wird, ist das größ-
te Hindernis für ihre Ein-

heit. Nur ein Programm, 
das kompromisslos die In-
teressen der Arbeiter*innen 
verteidigt, kann gegen ihn 
bestehen. Das ist eine ent-
scheidende Herausforde-
rung für die HDP, die sich 
das Ziel gesetzt hat, eine 
türkeiweite politische Al-
ternative zu werden. Mit 
der kommenden Krise wird 
eine neue Periode großer 
Kämpfe beginnen. Um als 
Massenpartei darauf vorbe-
reitet zu sein, muss die HDP 
dringend eine Diskussion 
über ein sozialistisches Pro-
gramm auf die Tagesord-
nung bringen, welches u.a. 
die Enteignung von Banken 
und Schlüsselindustrien 
unter demokratischer Kon-
trolle und Verwaltung der 
Arbeiter*innen einschließt. 

Die kommende Zeit wird 
eine Herausforderung für 
die Arbeiter*innenklasse 
und die Unterdrückten sein 
- aber auch für die Gewerk-
schaften, die linken Berufs-
verbände und die gesamte 
Linke. Den Widerstand mit 
einem sozialistischen Pro-
gramm gegen die Krise des 
kapitalistischen Systems zu 
bewaffnen ist absolut not-
wendig, um eine echte Al-
ternative zu Nationalismus, 
Ausbeutung und Kapitalis-
mus anzubieten.

Sosyalist Alternatif,
Schwesterorganisation der 

SLP in der Türkei
www.sosyalistalternatif.com/

Nach der Niederlage in Istanbul droht auch Erdogans 
wirtschaftliches Kartenhaus zusammenzubrechen.

Türkei: 
Die kommende Krise
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Mit 73% wurde der Ko-
mikerDer Abbruch von 
Verhandlungen durch 
den Übergangsmilitär-
rat und das am 3.6. be-

gonnene Massaker gegen 
Demonstrant*innen mit 
über 100 Toten in Khartum 
zeigt die Brutalität der su-
danesischen Konterrevo-
lution. Verantwortlich wa-
ren die paramilitärischen 
Rapid Support Forces, wel-
che vom Ex Diktator Omar 
al Bashir gegründet und 
u.a. mit EU Geldern finan-
ziert wurden. Doch bisher 
half dem Regime auch das 

nichts. Nach zwei Gene-
ralstreiks fand am 30.6. der 
größte Massenprotest der 
Landesgeschichte statt, mit 
1 Million Menschen allein 

in Khartum. Dies geschah 
nach Monaten von Protes-
ten, Streiks und dem Sturz 
von Bashir.

Eines ist klar: Die vor al-
lem von den Golfstaaten 
unterstützte herrschende 
Klasse im Sudan wird sich 
nicht beugen. Demokratie 
würde ihre Posten und so-
mit Einkommensquellen 
gefährden. Dies trifft nicht 
nur auf die Militärführung 

zu, sondern auch auf die 
Führung der bürgerlichen 
Opposition, die als „Kräf-
te der Deklaration für Frei-
heit und Wandel“ mit dem 
Militär verhandeln. Dass 
sich an den Verhandlungen 
auch der Gewerkschafts-
bund der Sudanese Profes-
sional Association beteiligt, 
welcher die Proteste führt, 
ist ein großer Fehler. Wie-
der einmal zeigt sich, wie 
notwendig eine revolutio-
näre Partei ist. Diese könn-
te die Entwicklung der ent-
standenen Nachbarschafts-
komitees zu Räten, welche 
Wirtschaft und Verteidi-
gung organisieren, propa-
gieren. Letztendlich würde 
sie aufzeigen, dass eine de-
mokratische Revolution ei-
ne sozialistische sein muss. 

 Lukas Kastner 

Sudan: Revolution und 
Konterrevolution

Massenprotest in Hong Kong

Kein Zurück gegen das Militär
und die kapitalistische Elite.

Der Rückzug der USA aus 
dem Nuklearabkommen 
mit dem Iran, die Verschär-
fung von Sanktionen und 
Rhetorik zeigt einen Strate-
giewechsel: Weg von einer 
versuchten Öffnung, hin 
zu einer verschärften Kon-
frontation zwischen dem 
Westen und Saudi Arabi-
en einerseits und Iran an-
dererseits. Amerikani-
sche und europäische Rüs-
tungskonzerne profitieren 
von Waffenlieferungen an 
die Saudis; und damit auch 
vom Stellvertreterkrieg und 
von den Kriegsverbrechen 
im Jemen. Innerhalb Irans 
wird der radikalste Flügel 
des Regimes – die Revoluti-
onsgarden, die nicht nur ei-
nen Großteil der Streitkräf-
te, sondern auch der Wirt-
schaft kontrollieren – poli-
tisch gestärkt.

Unter den verschärften 
Sanktionen hat vor allem 
die einfache Bevölkerung 
zu leiden. Damit wird ei-
ne wirtschaftliche Situation 
verschlimmert, die bereits 
seit Jahren von massiver 
Inflation, Arbeitslosigkeit, 
und Verarmung gekenn-
zeichnet ist. Die Sanktio-
nen dienten dem Regime 
dazu, die Verantwortung 
für alle wirtschaftlichen 
Probleme von sich zu wei-
sen. Tatsächlich ist es aber 
die kapitalistische Politik 
des Regimes selbst, Dere-
gulierungen, Privatisierun-
gen, Kürzungen von Sozial-
leistungen zu Gunsten des 
Militärs etc., die für einen 

Großteil des Elends verant-
wortlich ist.

In den letzten Mona-
ten kommt es verstärkt 
zu Streiks und Massen-
protesten. Im Mittelpunkt 
der Bewegung stehen 
Arbeiter*innen der Lebens-
mittel-, Stahl- und Trans-
portindustrie. Grundsätz-
lich zeichnen sich die Pro-
teste dadurch aus, dass sie 
politisch völlig unabhän-
gig von den beiden Frak-
tionen des Regimes – den 
sog. „moderaten“ und den 
„konservativen“ – organi-
siert wurden, und dass viele 
neben unmittelbaren öko-
nomischen Verbesserun-
gen grundsätzliche gesell-
schaftliche Veränderungen 
einfordern. Zum Schock der 
Regierung fordern strei-
kende Arbeiter*innen in 
Haft-Tappeh „Brot, Arbeit, 
Freiheit, Arbeiterverwal-
tung!“. Das Regime reagiert 
mit Massenverhaftungen; 
zahlreiche Anführer*innen 
der Streiks sind noch im-
mer im Gefängnis und wer-
den gefoltert.

Für die iranische 
Arbeiter*innenklasse, die 
Armen und die Jugend sind 
weder der US-Imperia-
lismus und Saudi Arabien 
noch das reaktionäre ira-
nische Regime eine Opti-
on. Die Proteste und Streiks 
der vergangenen Mona-
te zeigen das zunehmende 
Bewusstsein, dass sich die 
Massen nur selbst vertrau-
en, und sich nur selbst be-
freien können.

Iran: Krieg oder
Revolution?

30 Jahre nach dem Massa-
ker am Tiananmen-Platz 
finden in Hong Kong die 
größten Massenprotes-
te seitdem statt. Eine Mil-
lion Menschen, etwa je-
der siebte Einwohner der 

„Sonderwirtschaftszone“, 
gingen am 9.6. gegen die 
Marionettenregierung der 
Staatspartei und ein ge-
plantes Gesetz, das Op-
positionelle an die Partei-
endiktatur auf dem Fest-
land ausliefern soll, auf 
die Straße. Am 12.6. wur-
de die Zufahrt zum Par-

lament blockiert, u.a. von 
Aktivist*innen der Sozia-
listischen Aktion (Schwes-
terorganisation der SLP in 
Honkong). Die Polizei er-
schoss einen Protestieren-
den. Die Proteste wuch-
sen in der darauffolgenden 
Woche auf zwei Millionen 
an, sodass Regierungsche-
fin Carrie Lam das Gesetz 
vorläufig zurückziehen 
musste. Nicht unwesent-
lich dabei war die von der 
Sozialistischen Aktion seit 
Beginn geforderte Gene-
ralstreik am 17. Juni. Un-

sere Genoss*innen verteil-
ten zigtausende Flugblätter 
und verkauften hunderte 
Ausgaben ihres Magazins. 
Am 1. Juli wurde das Mari-
onettenparlament besetzt. 
Der Kampf gegen das ver-
hasste Regime geht weiter, 
und die Macht liegt für die 
arbeitende Klasse in Hong-
kong gerade auf der Straße. 
Wenn die Kämpfe auf das 
Festland getragen werden, 
sind die Tage der Diktatur 
der Partei-Milliardäre ge-
zählt.

chinaworker.info/

Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Am 7.6. wurde der be-
kannte Journalist Ivan Go-
lunov verhaftet. Die Jour-
nalismus- und Medienge-
werkschaft Profjur rief zu 
landesweiten Protestak-
tionen auf. Im Zuge dieser 
wurden 3 Aktivist*innen 
der Sozialistischen Alter-
native (Schwesterorgani-
sation der SLP), die eng mit 
Profjur zusammenarbeitet, 
bis zu 8 Stunden inhaftiert 
und mit Geldstrafen belegt. 
Seit dem 11.6. ist Golunov 
wieder frei.

socialist.news/

Schweden
Die Kampagne der Sozi-
alistischen Gerechtig-
keitspartei (Schwester-
organisation der SLP in 
Schweden) gegen die neue 
12-Stunden-Schicht in 
den Altenheimen der Ge-
meinde Haninge (Provinz 
Stockholm) organisiert 
mittlerweile 150 Beschäf-
tigte, mehr als die Hälfte 
aller betroffenen Pflege-
kräfte. Eine Forderung ist 
die Wahl von für Arbeits-
schutz zuständigen Om-
budsleuten. 
  socialisterna.org/

Russland 
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Mit Babyschritten zur Diktatur?
Dass die bürgerliche De-
mokratie sich in der tiefs-
ten Krise seit langem be-
findet, pfeifen schon die 
Spatzen von den sprich-
wörtlichen Dächern. Die 
Wahlbeteiligungen sinken 
- auch bei der EU-Wahl 
gab es nur einen kleinen 
Ausreißer vom langjähri-
gen Trend. Regierungsbil-

dungen dauern oft lange, 
die Regierungen schaffen 
immer seltener die vol-
le Amtszeit. Neue Parteien 
und Kandidat*innen tau-
chen auf und verschwin-
den auch oft rasch wieder 
– eine Reihe davon sind 
zumindest zu Beginn Sa-
tireprojekte wie „Die Par-
tei“ in Deutschland oder 
der neue ukrainische Prä-
sident. Vertrauen in Par-
teien und Regierungen er-
reichen neue Tiefpunkte. 
Dafür überschlagen sich 
die Berichte über Korrup-
tion und Freunderlwirt-
schaft. 

In der politischen Land-
schaft stehen sich zwei 
Trends gegenüber: Rechte 
und Rechtsextreme, die wie 
Orban für eine „illiberale 
Demokratie“ eintreten und 
vermeintlich fortschritt-
lich Liberale, die die EU und 
die bürgerliche Demokra-
tie verteidigen. Tatsäch-

lich sind die Unterschie-
de jedoch oft weniger groß 
als gedacht -wenn man z.B. 
bedenkt, dass in Frankreich 
die Sozialdemokratie für ei-
nen jahrelangen Ausnah-
mezustand verantwortlich 
ist, welcher vom liberalen 
Macron nun zum rechtli-
chen Normalzustand um-
gewandelt wurde.

Der Hintergrund der Kri-
se der bürgerlichen Demo-
kratie ist die wirtschaft-
liche Krise des Systems. 
Staaten, Regierungen und 
staatliche Institutionen 
müssen zunehmend direkt 
und brutal benützt werden, 
um die für das Kapital nöti-
gen Maßnahmen zu setzen. 
Dazu werden staatliche Re-
pression, Polizei, Angrif-
fe auf Versammlungsrechte 
und Streikrecht eingesetzt. 
Vor einigen Jahren geschah 
das noch unter dem Vor-
wand des „Krieges gegen 
den Terror“. Heute werden 
Maßnahmen wie der Kom-
petenzausbau der Geheim-
dienste ganz ungeniert und 
ohne entsprechende Er-
klärung umgesetzt. Kurz 
setzte nicht deshalb auf ei-
nen zunehmend autoritä-
ren Stil, weil er die Rein-
karnation von Dollfuß ist, 
sondern weil die österrei-
chische Wirtschaft die An-

griffe auf die Rechte der 
Arbeiter*innen braucht, um 
im internationalen Wett-
bewerb mithalten zu kön-
nen. Entsprechend wütend 
zeigten sich auch die Wirt-
schaftsbosse über den Zu-
sammenbruch der blau-
schwarzen Regierung. Der 
Aufstieg „Business Men“ 
wie Trump passt da gut ins 

Bild. Wer braucht schon die 
korrupten Politiker*innen, 
die ohnehin keine Ahnung 
vom echten Leben haben, 
wenn es doch erfolgrei-
che Unternehmer*innen 
gibt, die wissen, wie man 
einen Betrieb, und damit 
wohl auch einen Staat, zum 
Wohle des Profits lenkt. So 
lautet das immer häufige-
re Erzählmuster, das ganz 
bewusst an der berechtig-
ten Ablehnung der etablier-
ten Politik ansetzt – und in 
den Abbau demokratischer 
Grundrechte führt.

Die Antwort auf diese 
rechte Gefahr ist aber nicht 
die Unterstützung der exis-
tierenden Institutionen wie 
z.B. der EU, oder gar das Be-
schönigen der Abgehoben-
heit und Korruption der po-
litischen Elite. Die Antwort 
ist vielmehr eine wirkliche 
Alternative zu diesem po-
litischen und wirtschaftli-
chen System.

Demokratische Grund-
rechte sind von der 
Arbeiter*innenbewegung 
in harten und oft bluti-
gen Kämpfen erreicht wor-
den. Nicht das Bürgertum, 
das sich beim Aufkommen 
von ernsthaften Wider-
ständen 1848 rasch wieder 
zurückzog, hat Pressefrei-
heit, Versammlungsfreiheit 
und Wahlrecht erkämpft. 
Es waren die revolutionären 
Proteste und Klassenkämp-
fe der Arbeiter*innenklasse, 
die diese bürgerlichen Frei-
heiten durchsetzten. Für 
uns als Sozialist*innen ist 
klar: All diese Rechte sind 
wichtig und müssen vertei-
digt werden. Und sind doch 
gleichzeitig viel zu wenig. 

Gerade in Osteuropa gab 
und gibt es in den letzten 
Jahren eine Reihe von Mas-
senprotesten gegen Kor-
ruption. Die „Demokra-
tie“ hat nicht gehalten, was 
„der Westen“ versprochen 
hat. In ganz Europa gehen 
unzählige Jugendliche für 
ein „freies Internet“ auf die 
Straße. In Hongkong und 
dem Sudan geht es um so-
ziale, aber v.a. auch um de-
mokratische Rechte. Der 
Kampf um Mitbestim-
mung, um das Recht sich 
zu organisieren, die eige-
ne Meinung vertreten und 
dafür kämpfen zu können 
– das hat Sprengkraft. Wis-
send, dass bürgerliche De-
mokratie beschränkt ist, 
gilt es dennoch ihre Er-
rungenschaften zu vertei-
digen, um die Rahmenbe-

dingungen des Kampfes der 
Arbeiter*innen und Unter-
drückten so gut wie mög-
lich zu gestalten.

Doch in diesem Kampf 
für demokratische Rechte 
wird auch rasch klar, wo die 
Grenzen liegen. Die G20 lie-
ßen sich auch von riesigen 
Fridays for Future Protesten 
nicht daran hindern, die 
Förderungen für die Koh-
leindustrie zu verdoppeln. 
Deswegen müssen die-
se Unternehmen nicht nur 
von der öffentlichen Hand 
übernommen werden, son-
dern v.a. muss die Produk-
tion demokratisch kontrol-
liert und entsprechend ver-
ändert werden. 

Echte Demokratie be-
deutet, dass wir selbst ent-
scheiden können. Über un-
sere Körper, unser Leben, 
unsere Umwelt, unsere Ar-
beitsbedingungen. Nicht 
allein und egoistisch, son-
dern gemeinsam und de-
mokratisch. Wenn die Men-
schen, die in dieser Gesell-
schaft die Arbeit machen - 
die Krankenpfleger*innen 
und Kassierer*innen, 
die Techniker*innen 
und Frisör*innen, die 
Kindergärtner*innen und 
Schweisser*innen - ge-
meinsam und demokra-
tisch entscheiden, was und 
wie produziert wird, dann 
ist das keine „liberale“ De-
mokratie, sondern eine so-
zialistische Demokratie. 
Ein Ziel, für das es sich zu 
kämpfen lohnt!

Sonja Grusch 

Demokratische Errungenschaften zu verteidigen
bedeutet heute
für sozialistische Demokratie zu kämpfen.
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1 Die International 
Labour Organizati-
on geht davon aus, 

dass steigende Tempe-
raturen bis 2030 etwa 72 
Millionen Vollzeit-Jobs 
kosten. Die realen Zah-
len werden noch viel hö-
her sein, denn die Be-

rechnung geht von einem 
Temperaturanstieg von 
1.5°C bis 2100 aus, aktu-
ell steuern wir aber auf 
3-5°C Klimaerhitzung zu.

2 Nicht Klima-
schutz bedroht 
also Arbeits-

plätze, sondern Wett-
bewerb und Profitgier. 
Klimaaktivist*innen und 
Gewerkschaften müssen 

diese Spaltung gemeinsam 
überwinden, um gegen 
die Klimakrise und ihre 
Verursacher zu kämpfen.

3 Die Gewerkschaf-
ten haben die größ-
te Mobilisierungs-

kraft. Das hat die De-
mo gegen den 12-Stun-

den-Tag, bei der 120.000 
Menschen demonstriert 
haben, gezeigt. Abge-
sehen von der Mobili-
sierung können die Ge-
werkschaften die Demos 
auch durch die Bereit-
stellung von Infrastruk-
tur unterstützen.

4 Die Regierung 
und Wirtschaft 
weiß seit Jahr-

zehnten was zu tun wä-
re, tut aber nichts, denn 
Kapitalinteressen stehen 
effektivem Klimaschutz 
entgegen. Nur Streiks 
können den nötigen 
wirtschaftlichen Druck 
aufbauen, denn sie tref-
fen die Profite der Kli-
makiller. Dazu brauchen 
wir gut verankerte Ge-
werkschaften und muti-
ge Betriebsrät*innen.

5 Um das Hor-
rorszenario von 
3-5°C noch ab-

zuwenden, müssen wir 
die Wirtschaft radi-
kal umbauen, denn sie 
muss „fossilfrei“, al-
so Öl-, Gas- und Koh-
le-frei, werden. Die-
ser Umbau muss demo-
kratisch organisiert sein 
und darf nicht zu Lasten 
der Arbeiter*innen ge-
hen. Dafür brauchen wir 
kämpferische Gewerk-
schaften!

Fünf Gründe, warum...

... die Gewerkschaften
beim Klima-Aktionstag
am .. dabei sein müssen.

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

... wurde vor dem Hintergrund des Kalten Kriegs die 
NATO gegründet. Sie sollte dazu beitragen, die globa-
le Vorherrschaft der USA voranzutreiben. Das Bünd-
nis kapitalistischer Mächte bekämpfte in der Vergan-
genheit zudem den stalinistischen Block und ver-
suchte, sozialistische und antiimperialistische Revo-
lutionen in kapitalistischen Ländern zu verhindern. 
Die Geschichte der NATO ist – trotz unterschiedli-
cher Strategien in den vergangenen Jahrzehnten – ei-
ne Geschichte stetiger Aggression. Das immense Ar-
senal an Atomwaffen und die Politik des Erstschlags 
machen die imperialistische NATO zu einem gefährli-
chen Player auf der Weltbühne.      

Stefanie Klamuth

Vor 75 Jahren...
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Wie groß war die Freu-
de am 18. Mai: Nach 
dem „Ibiza“-Video er-
klärte Strache seinen 

Rücktritt, die FPÖ flog 
aus der Regierung. Die 
Blauen wurden für tot 
erklärt. Die Realität 
bei den EU-Wahlen sah 
anders aus: Es war ein 

vergleichsweise kleiner 
Rückschlag.

Die FPÖ wird sich da-
von erholen. Denn kei-

ne der etablierten Par-
teien kann ein Pro-
gramm vorweisen, wel-
ches den Freiheitlichen 
den Boden entzieht, 
auf dem ihre rassisti-

sche, sexistische und 
arbeiter*innenfeindliche 
Politik gedeihen kann. 
Die anderen etablier-

ten Parteien werden uns 
weiterhin weismachen, 
dass es keine Alternati-
ve zu ihrem neoliberalen 
Einheitsbrei gibt – und 
die FPÖ wird sich wie-

der als ebendiese präsen-
tieren. Auf das „kleinere 
Übel“ zu setzen bedeutet, 
diesen Teufelskreis fort-
zusetzen. Nur wer mit 
der Logik des Kapitalis-
mus und seiner Parteien 
bricht, kann die FPÖ ef-
fektiv bekämpfen. Des-
wegen brauchen wir ei-
ne echte linke sozialisti-
sche Alternative, die den 
Kampf gegen die FPÖ mit 
dem Kampf gegen Kür-
zungspolitik und Kapita-
lismus verbindet! 

 Simon Salzmann

Skandale reichen 
nicht!

Die FPÖ fällt nicht von selbst, 
sondern nur durch den Aufbau einer 
sozialistischen Alternative.

Termin
SLP-

Sommer-
camp

20. bis 25.8.
Turnersee/
Zablaško 
Jezero in 
Kärnten/
Koroška

(mehr Infos auf Seite 11)

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Montag, 1900 Uhr  
in der ‘Stadtschenke’ 
Neutorgasse 22

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’  
Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Café Mayr’ 
Bahnhofstraße 1

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
in der  
‘Zypresse’ 
7; Westbahnstraße  35a 
(Nähe Urban Loritz-Platz)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


